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li' .'- ou"-rt"u"*lrindl",.til't;*a"n it.,nn'oairnglrorjt'o:'::1.'-1::n:f:,T:*tit}il:;**Sf."'l.x''r., . öko-steuern sind zu'elnem zenralen rlrErt*r rrruuerrrwr ^"^'""- 
"ruarsünd"motionulditkuti.rt*ieaigliqffitrun$;.i 

,,iärrl*"üi,l,iü;iinüA'rilän{1nSL9rry'qe19unaes,ta,,ss-1ffl:^"i.",i1l^.r"! st",,u;ou.,.rs"icr'räJiilä;G.ilmteq :' . ,i'der im Septembei inDeutschland anstenenoen t'un(rcütaBrwo 
ä., i,.u.rryrtems nicht mehr einerdestimmten' ;r'ijr*;i:,lpq$g*q:l'ffi #lHi;H:'j']'ffi ,::ffhil*]."ffi *kf; :riffi

-.P4rtei unterschiedlich sesetzt. Am wettesten g:1",*,.'*,'i':i.'l"r:;;;:;I;LlätntdN 
b"eschloß itnfang dieies Jahr

die Forderungen der rä,tei:nQy3*11 '9p'""ä*$ältP-Ti*1äi,{:t*T:}rt:äl*lrylf:#::::';ffi :i:die'Foiderungen-de1Padei:BUNDNTS vu/llri't,*Ur\Dr:rr'vvr - **';;S.*"i;.in 
vo5sc4läg, der als"offgner'Ang4ff.. ':

' ;:;. : ;;;ilf Ei"" n*"ü;;äGil**pieiies aur 5;.n$ nr.o riler ;1rraurdie persönriche Freiheit verstanden wu.o"oäu'ä;i".;i'ffi{Y::Hil:*:*tiJääi,älix,.j;?ä ,'
3:i,*ffi:trJilll;j:T äTä1"ü:i;ä::i.;ü-l"if1,ii".itär'i'. ri'*-fi'"r'rprogramdfaie ötotogisierung de!:"' 

" 
'

s,euersvs,em,s=:'.üi,:i'ttjk;Il;;l;#ü**ll:ff [gg*:l*:::'*ffi äp,tffi ffi ,:':,.
,l darzustellen? . In der. derzeitigen Regterungsroa[tron aus Lrusr4'rvr; 

;;'v;rb.äi;gr"g d-er;v;rm;Jäi4 1-u.s.1f1li1tre1,l. , .;
,; *n^r"ir;": r;üd;il *'ei;A"aäi" liü-ciat"n,umweltstiuern'uirt
,0, Lasten für die nausrrie sieileq, ;in_d Bh.rgirröü;ä]ilä;iöü;um cegästand'inrierparteilicher Qu-ereleF'gew*oJ9li|t . ,-' .
,,- obwohl auch rlie.cDurgic\ _r,eiii1s, ".i, 

*rr,üä'i"ir+^^ Äiu-#;;Äfi;s vo1 co,-lelerdiebtäüeiri,äüss'irricht, s

'i mittrerwele ein Großten der Partei die Fordeiüng.aur.ei15.o1111ö,Y:1*:ill11'lgt:#*;:*f;äTi|| 
' i

iilt räittlerweile ein Gfoßteil der tsartel ole rortrerulrx'| öut e'r AvrEv^ !rv' lvv ' --e 
ra*fictren euswir\U1'e15 ; I .

beschränkt *isseno. il"tf"".ig Alleingänfe wiiO.n im Hinblick auf die gesamtwirtsch

.,,insbesonderediebishe;.;;;; '1*h""g"k{;""f;rg."fiirdenArbeitsmarkt,abge1ehnt.

ri. Das poritische stimmungsbild offenbart das Dilemma der umweltbesteuerung. Zwar'wird erkan4t; daß dig

'; drängönd6numwertprobremeniehime'|r{rffiä1"1'i!lT:i*:,:,#***:X":1il$:1f;:läli'"t;fX't$l
iffitTftYilil,ltä",1,ä:il1Tääö-ää'*ur.;"ro;1.'.1-t1"y"r,-i.u.*unnur'*en 

weitgehend von kuizrristigen '
. stimmungen in der Bevölkerüng leiten. Dabeiää;t;achlichung der Diskussio"i::"1sorgfültige Aufbereitung .

der rechtlichbn und wirtschaftlicttel nanmenU.eäi"Ogtt Ji"g19 ryti';nJig' 
u'n dem Wähler eine Entscheidung über

dieses Thema zu ermöglichen. Nicht dmsonst ist ii".,, 9:, 
*i:htigsten in'i"u*tnt" aäs Umweltschutzes die Informa-

tion6. Daher muß auch um uteltsteuerpolitik zugleioh Informations- uncl Aufklarungspolitik sein' Andernfalls wird eine 
'

ökologisierung des Steuersysteml,.Ygn u.:Th;rein aufgruna tungtfnätt ALtöischeitern' Deshalb sollten die

Grundlagen ökologischer Stäuerpoiitit *Ogfi.iri"*i"rrend gektart sein, U'uo'^aiä Diskussion in di9 Offentli:klil

getragen wird'

In Deutschland ist die wissenschaftliche Erforschung marktwirtschaftlicher Instrumente durch eine -vielzahl von

Abhandlurigen seit Eeginn der 90er Jahre wdit;;;;;-.1+i;.;"rdena' von diesen Ergebnissen ausgehend sollen hier

zunächst die rechtlichen,Rahminbedi.ngungen'ti*' öUf"giltttYnS. a* J[ut"tthts 
-aufgezeigt 

werden' um d4nn in

einem kurzen überblick die Erfahrungen, aiu uirl.ä n.utsänrÄn-a rn'it ökonomischen Instrumenten des'umweltschutzes

gemacht wurden, zu rbferieren. Aus den Utfr.rig;" nrf"f.,*ngti tu""n:titt' uUttftfitßeird einige Zukunftsperspektiven

entwickeln. : . . .  r  ,  . ,  , , 1  
,  

- , : . . . . , ' . .

, ' ' . . : , - . - . . . . 1 .

Traditionell wird Üm*.tts.nutz in"Deuischland durch das Ordnungsrecht v-erwlrkltcnt'

und Verbote, Genehmigungsvprbehalte ,ina nunug.n garantieren ein bes?immtes Umwel{schutzniveau' das im Notfall

aüch durch den Einsatz staatricher zwangsmitteiio'iog.n werden t""". r,aiur.*eile hat sich jedoch die Erkenntnis

durchgesetzt, daß ordnungsrechtliche Inrt u'n"tiG 
"lü;ä;"t 

'm'i"ni"n Umweltschutz nicht'leisten können' sondern

durch ökonomische lnrt ,,'.tnitttrgänzt werden ryüssen' 
: '

r cteatlichen Zwans'hin zu einem ökonomisch
Dieser Paradigmenwechsel weg vom einseitigen Vertrauen auf staatlichen Zwang. hir

gesteuerten urnweltgere"c'iä d;"d; #,.,'n, ursache in einigen r,*L*"ir"r DefizitenJdes,umweltordnungvechtsf :

73r
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Erfahrungen mit (Jnrweltabgaben in Deutschland - Perspektiven und rechtliche Grenzen -

(l)Zum einen bieten ordnungsrechtlich vorgegebene Grenzwerte keinen Anreiz für ihre Unterschreihrnge. Unter

betriebswirtschaftl ichen Gesichtspunkten wird der Adressat eines ordnungsrechtlichen Gebots nur versuchen, den

geforderten Grenzwert einzuhalten, etwa uln eine Genehmigung seiner Anlage zu erhalten. Eine mit zusätzlichen Kosten

verbundene Unterschreitung des Grenzwerte s zahlt sich nicht aus. Da aber das Umweltordnungsrecht mit der Festsetzung

von Grenzwerten immer nur den jeweils aktuellen Stand der Technik abbilden kannr0, geht von repressiven Maßnahmen

kein Innovationsimpuls aus. Umweltabgaben wird im Gegensatz hierzu eine innovationsftirdernde Wirkung nachgesagtl' .

Wenn jecle zuscitzliche Emissionsre<luktion sich in geringeren Zahllasten bemerkbar macht, rentiert sich die lnvestition

in umwelttechnische Innovationen.

(2)Zumanderen ist das Umweltordnungsrecht regelmäßig nicht in der Lage, die spezielle Siiuation des einzelnen

Emittenten.zu erfassenr2. Während die Einhaltung eines vorgegebenen Gienzwertes fi ir-das eine Unternehmen mit
.erheblichen Kosten verbunden sein kann, die trotzdern nur in einer relativ geringen Emissionsreduktion resultieren, wird

in anderen Fällen das zu vertretbaren Kosten realisierbare Reduktionspotential durch die Einhaltung des Grenzwertes

noch gar nicht ausgeschöpft sein. Daher müßte im ldealfall für jedes Unternehmen ein individueller Grenzwert festgelegt

werden,  was in der  Piax is  aber  berc i ts  mangels der  h ier für  er forder l ichen lnformat ionen schei ter t r r ,  Das

Umweltabgabenrecht paßt sich dagegen flcxibler an dic individuelle Situation des Emittenten an. Da es die ökonornisclte

Entscheidung für eine Emissionsreduktion dem Abghbenpflichtigen überläßt, verspricht es gesamtwirtschaftlich bctrachtet

effizienteren Ulnweltschutz.

(3)Schließlich ist der Vollzug ordnungsrechtlicher Ge; und Verbote verwaltungs- und damit kostenintcnsivra '

Ordnungsrecirtl iche Maßnahuren sincl unweigerlich rnit einer Belastung des Staatshaushaltes verbundeu. Trotz etnes

ausgeklügel ten VerwalJungsapparates werden zudem in Derr tschland gerade im Umwel tsektor  Kontro l l -  und

Vollzugsdefizite beklagtrs. Marktwirtschaftliche Instrumcnte haben denrgegenüber einen Selbstfinanzierungsffikt. Drc

Erhebung von Umweltsteuern kann nicht nur einen Beitrag zunl Umweltschutz leisten, sondern Umweltsteuem erzeugen

zusätzlich auch ein Steueraufkommen. Dieses kann dem allgemeinen Staatshaushalt zugeführt, aber auch zweckgebunden

zur Finanzierung staatlicher Umweltschutzprojekte reserviert werden. In Deutschland mit seinem hohen Steuerniveau

werden Urnweltsteuern allerdings zu Recht ausschließlich untei dem Vorbehalt der Aufkommensneutralität diskutiert.

Um weitere Steuererhöhungen zu verureiden, soll dcr Umweltsteuerertrag durch Senkung anderer Steuern in vollenr

Urnfang zurückgegeben werden. Zudem darf auch bei Urnweltabgaben die Rclatiqn zwischen Erltebungsaufwand und

ökologischern Nutzenrl nicht aulJer acht gelassen rverden.

3. lCharakterisierung von (Jmweltabgaben und'deren Einsatzmöglichkeiten
:'

, Im theoretischen Modell sind Umweltabgaien de4 schwerfälligen InCtrumenten des Ordnungsrechts schejnbar

überlegen. In der.praxis ergeben sich allerdings einige gewichtige Einschiäinkungen, deren Ursache in der speziellen

.Fqnk t jonsweisgvgnUmwel tabgabenzusuchen is t .  
' . .  ' " . ,  

:  .  t . . . ,  . . '  
:  .

. '  : .  ,
. ' .l Di. Umweltabgabenidee wurde aus eingm Markwersagen häraus geboren: Bei der marktwirtschaftlichen Festqetzung

.Von Preisen wird die Umweltnutzung derzeit in der Regel mit Null ängesetzt, da Qmwgltinakzeptabler Qualität noch als
' 
frei 

'verfrigbar 
angesehen'wird. Die durch den Verbrauch knapper Ressourcen und die.Verschmutzung der Umwelt

entstehenJän Kostin werden derAllgemeinheit,vor allem aber zukiinftigep'Generafionen aufgebürdet. Marktwirtschaftliche

Umweltschutzinstrumenter? basierä aüf der Initernalisierung der exterien Koste:n der Umweltnutzung. Sie sollen das

; Marktversagen im Hinblick auf die Umweltnutzung königieren. Diö euigangsidee von l.C. Pigou lvar es daher diese

Kosten über die Belastung mit einer Abgabe dem einzelnen Verursacher zuzuordricnrE ' 'Gegen diesen ersten, streng am

Verursacherprinzip orientGrten Ansatz spricht jedoch, daß sich die durch ein umwellschädigendes Verhalten verursachten

.. Soziälkoiten trortr nicht'einnral annähernd beziffern lassen. Dies gilt e;st recht, wcnn man die Kostenbetrachtung über

einen längeren Zeihaum eistreckt und die Regenerierungsf?ihigkeit der Natur einbeiieht. Deshalb gaben bereits W Baunro,l

und lZ Oärcs,s die an den realen Kosten der Umweltnutzung orientierte Verursacherbetrachtung atif. Statt dessen soll die

angemessene Kostenbelastung für die Umweltautzung im sog. ,,standard-Preis-Ansatz" über einen politischen trial-and-
, ;;;i;;;;t;tuil;;;a"".r"t"rtnihrung dieses Ätqtrpi werden Umweltabgaben heutzutage als Lenkungsabga.ben
'yerstanden20, 

die über eine gezielte Verteuerung des besteuerten ProdUktionS-'oder Konsumverhaltens zu einer

. V".iuit.nränaeruns führen sollen. Umweltabsaberi-werden also nicht an dön Sozialkosten der Umweltverschmutzung' 
b"'*än",'loä"*""" d;i<;r"#ü;;tdil;a"rÜ;*"r*rscti*utzung.'Dabäi kann.iirh dit L"ntungswirkung je

, nach demAnknüpfungspuirkt der Abgabe unterschiedlich auswirken. Abgaben, die ein bestimmtes Produktionsverfahren
,,odör Emissionsverhaften belasten, setzän in erster Linie Anreize zur Entwicklung neuer umweltschonender Techniken

und richteir sich vornehmlich an die Industrie. Verteuert die Abgabe hingen das Endplodukt, so richtet sie sich ah die
. Konsumenten. Endproduktabgaben sind primär auf Konsumverzicht angelegt, können aber auch Substitutionsprozesse

;;rk*:üi A.".ti O* Kons=ument auf ein unbesteuertös, umwelifräundliqh.r.t Produkt ausweicht. i ';

' i  ' '  ' l
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"r';itw96;eriu.h 
bereii, cr.cr.*.n füräen Einsatzvbn umwelt{cabe1{eult"LY1Yl'l*lul,-l:11', 

'

.in,Jänet;;;il;;l*il;i.1";""ter:ganz besrimmten Voraussetzungen erreichen, nämlich nurdann, Yfu 9l'
r.i".rr*igJ"iastiscrr und eine Ausweichbewegung d'ed Adressaten möglich ist2' . Daß der Lenkungsimpuls beim Adressaten

unt on'irlt, ..tzt zudem'voiuur, aun nSeistlttisgrundlagq und ririfrerlaüf die Grenzvermeidungskosten zutreffend

ermitteln. Nur wenn das umweltfreundliche VertäIt"n uurtt im Ergebnis mit einer Kostenersparnis verbunden'i$ Sibt es

einen Anreiz für eine vj;ii;;t;ar*ng. Fehlen hingegen die technischen Möglichkeiten zu effrzienterer umweltnutzung

;;;ä;j;-äilü;1i;"'i.r""?rt, 0., *edär-gunz verziöhtbar ioch durch ein wöniger schädliches Verhalten

ersetzbar ist, aunn *irft jtä;il;ii,är-Ji-n.ililmm.n Ä, läßt aber keinerlei positive umweltauiwirkungen veäeichnen2l '

w,ä;;;;ilt,iärit""g-a* öicologischen Zupammqnhänie versehentlich das falsche Produkt verteüert, so k1ryr..es yel
zu noch umweltschädlicieren Aus"weichreaktionen kommen; die Abgabe wirkt dann ökologisch konhaproduktiv- Zwar

mag in diesem Fall das Steueiaufkommen fiir umweltschutzzwecke reserviert sein, eine solche Zweckbindung ist aber

kein Charakteristikum 
"in.i 

uf" Lenkungsinstrument verstandenen Umweltsteuer2s

' 
in4 ferner dort unseeisr abwehr geht, weil sie dem Steuerpflichtigen die

Umweltabgaben sind fernef dort ungeeignet, wo, es um Gefahrenr

Option zwischen der Zahlung des in Form ion ÄtgoU.n festgesetztenUmweltpreis..t T9 
d:*.umweltgerechten Verhalten

anheimstellen. Ist das ,,ökolägische Existenzminimuml"o ais umweltminimalstandard bedroht, muß staatliche Interven-

tion siclr daher unweigerlich-des ordnungsrechtlichen Instrumentariurirs mit seinen erzwingbaren Handlungsbefehlen

bedienen, Umweltabgabenrecht kann al-lein im Bereich d dr Gefahrenvorsorge eingesetzt werden, wenn 
1i9h 

die,

Umwel tbe las tungnochn ich tzurGef4hrvgrd ich te tha t .  -  . ' ,  ,  
. . ' , : . ,

Umweltabgaben- und umweltordnungsrechtliche Madnahmen ergänzen sich demnach:*it'.qü:f..: ttt.tttl:|:lll
nicht kumulatii angewandt werden. Dishalb ist eine Umweltsteuer, deren Aufgabe lediglich darin" besteht,

ordnungsrechtlich verbotei;V*hil^ rrf^r.n, un^lässig. Verstoße gegen Umweltordnungsrgc,ht sind mit nußS1lde1

,u sanlitioni.req. Eine doppelte Erfassung wäre ein'Verstoß gegen den Grundsatz des ne bis in idem' .

4. Die verschiedenen Arten vol Umweltabgaben

Das umweltabgabenrechtliche Instrumentarium läßt sich unterteilen in Umweltsteuern und Umweltvorzugslasten

(Umweltgebühren und -beiträge) femer in Unlweltsonderabgaben, eine Kategorie parafiskalischer Abgaberi, die auf

i.rona.äeiten des deutschen Finanzverfassungsrechts berihttt. Die Unterscheidung zwischen Umweltsteue.* t]:d

sonstigen Umweltabgaben ist in Deutschland von-zentraler Bedeutung, da die Kompetenz zum Erlaß von Steuern il t:t
Regel beim Bund liegt, während Gebühren- und'Beitragsgesetze meist von den Ländern erlassen werden26' Die

rvissenschaftliche umweitsteuerdebatte wird deshalb in Deutichland nachhaltig von Klassifikations- und Kompetenzfragen

beherrscht. Soweit es um die finanzverfassungsrechtlichen Kompetenzfragen geht, soll die Darstellung dieses speziellen

problems des deutschen Rechts hier riicht weiter vertieft werclen. Indes hat die Unterscheidung zwischen Stenern und

Gebi-rhren nicht nur formalrechtl iche Aspekte, sondern gibt Antwort auch über die inhaltl iche Ausgestaltung und

Rechtfertigung der jeweili gen Abgabe2T

Steuern dienen als hoheitlich auferlegte Geldleistungen der Erzielung von Einnahmen zur Deckung des allgemeinen

Finanzbedarfs. Sie werden unabhängig von einer konkreten staatlichen Gegenleistung erhoben. Steuerrechtlichen Normen

wohnt als inneres Stmkturprinzip der Gedanke der gleichmäßigen verteilung der Steuerlasten auf alle Bürger-inne'

Gerechtigkeitsmaßstab ist der allgemeine Gleichheitssatz. Im Ideälfall werden Steuern nach der wirtschaftl ichen

Le i stun gsfühi gkeit konziPicrt.

Gebühren hingögen werden herkömmlich als Entgelt für die Inanspruchnahme.einer konkreten staatlichen Leistung

verstanden, etwa fi.ir die Nutzung einer öffentlichen Eiirichtung oder die Inanspruchnahme einer Verwaltungshandlung'

Neuerdings wird der ceuil irt l"f"griff, wenngleich dies heftig urnstritten ist2s, auch auf Fälle zurechenbarer

Kostenverursachung'erweitertie. Sowohl der raiitionelle als auch der erweiterte Gebührenbegriff beruhel auf dem

.Verursacherprinzip und finden in diesem ihre besondere Rechtfertigung. Daneben spielt das Aquivalenzprinzip eine

rragende Roile, da die c;tir-nt'ri a. A ,ri;arnii"ie, Kosten b.m.rr.,i*.-.den muß30. t, '

Selbst mit dieser Erweiterung stößt der Gebührenbegriff aus umweltrechtlicher Sicht aber sehr schnell an seine

Grenzen. Dies zeigen'die Erfahrungen mit der Ökologisierting von Gebtihren: Ein Beispiel ökologischer Gebüirentarife

in Eeutschlan6 sind clie lokal geregelten Gebühren der kommunalen Müllabfuhq die teihveise nach der Größe des

Müllbehälters, teilweise nach ae. uaungkeit der Abfuhr differenzieren3r . Da in der Regel aber nur wenige unterschiedliche

Tarife zur Verfügung stehen, ist die Anreizwirkung dieser Gebtihrenstaffelung schwach. Andere Methoden eines noch

stärker am individuellen Abfallverhalten des Bü=rgers orientierten Gebührentarifs, etwa durch das Abwiegen der

f"filffU.naft"., haben sich wegen des verhältnismäßi! großen Verwaltungsaufwandes,bisher nicht durohsetzen können'

.  4 a a

, . i .
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Edahrange4 mit (Jntweltabgaben in Deutsclilqnd - Perspektiven und rechtliche Grenzen -

Diese ökologische Ausgestaltung der Müllgebühren ist relativ qnangefochten, da sie sich im wesentlichen auf eine exaktere

Anpassung äer Cebthänhöhe Ä die tatsa'chliche InanspruchnahÄe einer staatlichbn'Leistung reduziert und damit auch

dem klassischen Gebührenbegriff gerecht wird. In den meisten anderen Fällen von Umweltnutzung, etwa der {utzr'rng
von Grundwasser oder ..ineiLuft, lüßt sich jedoch weder eine staatliche Gegenleistung identifizieren, noch kann der

Verursacherbeitrag quantifiziert werden. Zrvar wird diskutiert, die Umweltmedien Luft, Wasser und Boden rechtlich in

den Stand öffentlicher Einrichtungen zu erheben32 - eine Betrachtung, fiir die insofern vieles spricht, als der Staat mit

knapper werdendön Ressourcen immer mehr Mittel zu ihrer Eihaltr'rng eiriseJzten_muß. Gleichwohl kann auch diese

Zuordnung das Problem des kausalrechtlichen Zusammenhangs zwischen Umweltnutzung uird Gebührenhöte_nicht
au{l-ösen, Jq sich der konkreten Nutzung in de1 Rege] entsprechende lrtrlftylgltlsten 

nicht 1o.1dng.1 
lassen. Es bleibt

also bei der nür eingeschränkten Einsätzl?ihigkeit der Gebühr für umweltpolitiichc Zwecke. Deshalb sttiht im Vordergrund

des Interesses an marktwirtschaftlichen Umweltschutzinstrumenten die Umweltsteuer.

5. Maßstäbe für die Ausgestaltung von umweltsteuern

:

Primär dient das Steuerrecht der staatlichen Einnahmeerzielung. Umweltpolitische Elenlente, sogenannte Sozial-

oder Lenkungszwecke, bilden folglich zunächst einen Fremdkörper im Steuerrecht. lhre Integration in das bestehende

System entscheidet über die Atzeptanz. der Ökolo-gisierung des Steuerrechts. Im folgenden sollen daher die

vÄrfassungsrechtlichen Handlungsspielräume für eine Ökologisierung des Steuersystems dargestellt Werden.

5.1. Der Einfluß des Verfassungsrechts

Ökologische Lenkungszwecke contra Leistungsftihigkeitsprinzip

i l
t".
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*irtscfrantiöf,i: feisiungsfthigkeit schließen, au ii" in der Regel einef'o/givon Konsum darstellt, der seinersäiti Ausd*.p'.,'r r' :

wirtschaftlictrer t eisiu;;r-fähi;i;i i iri, im .nderen= ist das L"eistungsftihigkeitsprinzip nicht de5 e,inzigb',

ir."."leitti.rrigungrioporl,tradiibnell wird neben dem'Leistungsfähigkeitsprinzip aüch das Aquivalenzpiiiizip zur, , :

Steuerrechtfertisuns heranedzosen3?. In der Umweltsteuerdebdtie könnten äquivalenztheoretische Rechtfertigungsinodelle
eine neue.eig";rtalaigeE"Ae-utung,,eiiqnggn,'da sie mit einini.am V-erursacherprinzip orieritierten Umweltschutz'. '

konespondieienno. i. 
I 

,:, ':, ., t ':: ' ' ". ' 
: ' i ' ' i , ' ' ':" . ' "

wär}.na ai. a"r.r, a* äril$h1:öffiiiu*.";rouiu,liiiöiieiiirecr'te,iinrb.r*d.r;'ou, utffi#lin$,on '' . 
'

t4 GG), äie Berufsfreiheit uha'Oie altg'emeine fUnalüngsfreiheit'in aql Steuerwirklichkeit keinen effektiven Schutz vor, '

der Beiastung durch Ftrd;;;;k#rr;:;;;Cj;;i-n"." itri g,itei.h der Lenkungsnormin größere Bedeütung ' '

beigemessen werdenar.:Die Lenkungsnoim üansponiert die Steuärpflicht von der.allgemeihen Geldleisfungspflicht in

eine indirekte Verhaltensanweiiung. Zwär bleibt dem Steuerpflichtigen freigestellt, ob er sich dem Lenkungsanrqil beugt

und sich ümwettfräundlich verhält, sdine- Enticheidungsfröiheit wjrd aber duröh die Androhung der. Steuerpflicht gezielt

eingeschränkt. Dei steuerliche Gestälgungsein$iff ist däher imiiör an'den Freiheitsrechten zu'meissen.' i; ''. .: i : ., r:' ' " '
.  ' .
Umweltsteuern wöisenreineü weileren: Bezug.zum Eigentumsgrundrecht auf, doit wo dje Besteuerung l,l 

'

Substanzstduereffekien füh#? . Werden Öko-Steuern ertagsunabhäingi! eihoben, dann greifen sie, falls sie weder überwälzt :
noch aus .dem Gewinn bezahl! werden können, die Unternehhenssubstanz.anas. Unerwünschte Substanzbteuereffektö 

'

ffi;" i" il:.hl;fi iü;ü'.r'i:*tÄu'fiati';e [iE;ffi'tupiiut'i.u.' gefüh#l. Daher stellt dict' giq riägä;;öu -= '

dei Umweltschutz die Zulassun! neuerlicher Substairzstäuereffekte rJchtfertigen kann. Dies ist wohl irur danh 2u bejahen; j: , :
' . ,1',  t ' , ' '  t , . . ; . . , ' .  , ] . i ; , l ,1..:1,i ' . ' . '
: " .:. l,.l;-i,1;,ii,.,1. ,,,r,.

verankeii - tont"ä;#ioiiu.i.,-' ,
' '  :  - " - " ' : ,  : r ' i "  l : ' r r l  l

.:' . ,'lil
' , , , , :  ,  t lr t

i , '  .. r, l;.r
.., : ;r,,' l :

' ,  ' . , .  $i
, ; ' , i  t ' ] i ;

t", ' i i l$
,,. , i ,flli, . ' . : , i i i 1

' :  : r i i i l

Umweltsteudm verteuern deniumweltschädlichen Konsum..Wie aile Verbrauchsteuern haben sie - bezogen:auf die

Einkommänsteuer - einen regressiven Effekt''. Sie treffen den Bezieher kleiner Einkommen stärker, weil er in Relation
zum Gesamteinkommen einen größeren Ariteil fiir die Befriedigung seiner Konsumbedürfnisse aufwenden muß, als die
Bezieher hoher Einkommen. Mit steigendem Sparanteil, d.'h. hohem Einkommen, sinkt die prozentuale Belastung mit '

Verbrauchsteüer. Damit laufen Verbiauchsteuörn der aus dem Sozialstaatsprinzip abgeleiteten Redistributionsidee, die
s i c h i n p r o g r e s s i v e n E i r 1 k o m m e n s t . e u e r t a r i f e n v e r w i r k l i c h t , z u w i d e y ' 6 . . :

Umweltsteuern lassen sich in der Regel aus erhebungstechnischen Gründen nur als indirekte Steuern realisieren.
n*n rig.U.n sich zusatzliche Konflikte;lm Hinblick aul die Freistellung des Existehzminimums, Die steuerliche
Berücksichtigung des existenznotwendigen Bedarfs ist ebenfalls eine Forderung des Sozialstaatsprinzips, die in Form
des sübjektiven Nettoprinzips in das Leistungsfiihigkeitsprinzip inkorporiert wurdea? . Dementsprechend ist die Freistellung '

des Existenzminimums keine politische, über dentfeuerturif zu leistende Aufgabe, sondern eine Rechtspflichtag. Indirek!
erhobene Umweltverbrauchstäuern sindmit dem ihukturellen Nachteil behaftet, daß sie auf die persönlichen Verhältnisse
des Steuerträgers keine Rücks'icht nehmen könnenae . Das deutsche Umsatxteuerecht trägt dem Bedürfiris nach Freistellung

des Existenzminimunls jedöch zumindest annäherungsweise Rechnung, indem es für existenznotwendig erachtete Güter

von der Umsatzsteuer befreit oder mit einem verminderten Umsatzsteuersatz belegtso

ökologisch ausgeitaltete Verbrauchsteuern oder Umsatzsteuerdifferenzierungen wie auch Emissions' und

Energiesteuem treffen aber gerade den Bbzieher kleiner Einkommen. Zwar ist der tatsächliche Konsum als Ausdruck
von Konsumfühigkeit auch ein Indikator wirtscha-ftlicher Leistungsfrihigkeits', ümweltschädlicher Konsum indiziert
aber keinesfal ls eine gesteigerte, eine Sonderbelastung gegenüber , ,normalem" Konsum rechtfert igende
Leistungsfähigkeit52.. Canz im Gegenleil: Energiesteuern-fii i Privathaushalte treffen unterschiedslos auch den
existenznotw.ndig.n'Energiebedari; Ö1o-enapäduktsieuerir belasten sogar vorrBngig den'lebensncitwefllgen
Grundbedarf, In deiRegel sind ökologisch wertvölle Produkte, sog. Bio-Produkie, nämlich deutlich teurer als vergleichbare
Produkte und werden daher vonangig von einör Käuferschicht mit hohem Einkommen erworben. Derjenige hingegen,
dermit seinem Einkornmen gerade eben seinen Existenzbedarf decken kann, kauft billig, und damit häufig umweltbelastend
hergestellte Produkte. Er würde von einer Umweltverbrauchsteuer besonders hart betroffen. Rückvergütungen an Bezieher
kleiner Einkommen könnten hier jedoch, wenn auch nichl exakt, so doch pauschal eine Freistellung des Existenzminimums
gewährleisteniJ .

5.1.4. Der Einfluß des umweltrechtlichen Vorsorgeprinzips auf die Verhältnismäßigkeitsprüfung

,i

i l
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Das größte Augenmerk bei der Ausgestaltung von Umweltsteuern muß auf den Grundsatz der verhältnismäßigkeit

gerichtet siin, Das verhältnismäßigkeitspiinzip wird einmal objektiv aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitet und findet

Iudem subjektiv-rechtlich interpretiert Flalt in den Grundrechten5a

Wie bereits oben angecleutet, beclarf es für die Durchbrechung des Gleichheitssatzes, steuerlich gesprochen des

Leistungsfühigkeitsprinzipi, einer Verhältnismäßigkeitsprüfung in der Weise, daß die umweltpolitische Sonder- oder

Minderbelastung zur Errei"i,ung des Umweltschutizielei geeigret, erforderlich und angemessen sein muß' In gleicher

Weise müssen die aus der Gestaltungswirkung resultierenden-Eingriffe in Eigentums-, Berufs- und Handlungsfreiheit -

legitimiert werden55

Nun ist es trtigerisch, mit Blick auf das umweltordnungsrecht zu argumentieren, umweltsteuerliche Mittel seien

schon deshalb verhältnismäßig, weil sie gegenüber dem Umweltordnungsrecht mit seinen unausweiöhlichen

Handlungsanweisungen, dem steuerpflichtigeridie Wahl lassen zwischen der Verhaltensänderung einerseits und der

Steuerzahlung andererseits56. Eine solche Betrachtungsweise mag das Verhältnis zwischen Umweltordnungsrecht und

Urnweltsteuerrecht klären, sagt aber noch nichts clarüber aus, ob die Durohbrechung des Leistungsf?ihigkeitsprinzips und

die Einschränkung der Handiungsfreiheiten im Hinblick auf den.verfolgten Sachzweck verhältnismäßig sind'

Wird Umweltsteuenecht in erster Linie als Materie des Umweltrechts verstanden, so sind die Maßstäbe fiir eine

dem Grundsatz der v.rtraLnir*äßigkeit entsprechende Steuergestaltung vorrangig in den umweltrechtl ichen

Gestalrungsprinzipierr zu suchen. Die zulässige Durchbrechung der steuerrechtlichen Strukturprinzipien folgt den

Eigengesetzlichkeiten des Umweltrechts. Da d-emnach beide Gebiete Steuenecht und Umweltrecht eng miteinander

verwoben sind, verbietet es sich, einseitig die steuerrechtl ichen Probleme zu reflektieren, schließlich hängt die

sieuenechtlichs Beurteilung von der Beantwortung der urnweltrechtlichen Vorfragen ab.

Vergegenwärtigt man sich nochmals den auf die Urnrveltvorsorge beschränkten Anwendungsbereich des
'Umweltsteuerrechtsi?, 

,o *..a"n insbesondere die lnterdependenzen zwischen dem urnweltrechtlichen Vorsorgeprinzip

und umweltsteuerlicher Gestaltr.rng deutlich. per definitionem geht es im umweltsteuerrecht lediglich um Gefahrenvorsorge

und die Vermeidung von Restverschmutzung, nicltt aber urn Gcfahrenabwehr, Das umweltrechtliche Vorsorgeprinzip'

vom politischen Gestaltungsmotiv zum - wenn auch in seinen Konturen immer noch amorphen - Rechtsprinzip mutiertss '

erlaubt Eingriffe in den allgemeinen Gleichheitssatz und die Freiheitsrechte aber nur unter ganz bestimrnten

Voraussetzungen, die nicht mit den geringeren Voraussetzungen fiir Gefahrenabwehreingriffe gleichgesetzt werden dü{9n5''

Bei der Ausgestaltung von umweltsteuern sind daher folgende im unrweltrechtlichen Vorsorgeprinzip anzusiedelnde

Grundsätze zu beachten: t

(I)Sachverhaltswal\trehmuttg und Auftlärung!,'Vt r der Pinführy_ng- von_umweltsteuern sind die ökologischen

Sachverhalte soweit *i" *oäri"r. äurrortät"n. Ein"Handeln aufgrund bloßer Hypothesen und'vermutungen läßt sich

auch durch das vorsorgepriniip nicht rechtferiigen. oic umwcltigrsorge ist zwar.wesensmäßig durch ein Handeln auf

;;;rt.hili-6".rräÄr"ndlage gekennzeichiet, weil die bisherigen Erkenntnisse eben noch nicht ausreichen, um

eine Gefahr anzunehmÄ. Gerade dier. d", Vorrorge aufgiund lü:. 1t:Ioumisel-zulyf"l^:::Tl1"^"ll*::t':' Unsicherheit und.damit verbunden immer auch 9q $iko. dgrrFlhleinsc..\iitryq: 
"*1ng:-aber 

dazu' dalj vornanoenes

Datenmateriut 
"* 

r"*triJ;;;;;il;iia und daß sachverhalte, *-o o* 3it 
u.trituut.T A'1,ut9 möglich,ist'

U,rfg.klärr *erden6r. Die Anforderungen an die Eiforsctrunii der -C.Iihel1l:llt q9 die Wirksamkeit der staatlichen

: AbwendunBsmaßnahmen - dies ist 
"in 

uttg.rnlin;äffi;atiaes ,c;farrrgnalwely.ctr.ts: 
steigen, je weiter'enlfemt die

Gefahr ist. Lassen sich gefestigte AussagJn über die umweltschadlichkeit,eines verhaltens oder Produkts oder -über die
' 

ö;#;#*;rii*,];*otlichkeiten nicr,t r.n;, rl rräben umweltsteuerliche Maßnahmen zunächst zu unterbleiben62 '

.. unterläßt der Gesetzgeber dle ihm ,u-utu*" Rir1t"ryruay1g, *ira sein Handeln rechtswidrig63 ' Richtig verstanden

, ist die ökologische Effzienz denmach eine Frase der Gerechtiglceilvgl VmYeitlteufl(' U-lnwettstl-e-1f:":,.1t:Tto

riur interilisziplinäi konzipiert werdön; dem Juristön verbjöten s.19.h voreilige Bewertungen; gewonnen aus erner

.; '... '.. ' ' .. '..MarktwirtschafitictreInstrumente1ininochmit9in"*.3-1111ä;i'1r,1,|11!]li.?:HIr:?.l:1''.1
umweltschutzziel indirekt ansteuern, entfalten umweltsteuern umweltschützende.wiqkung nur dann, wenn sle so

', 
" ,i ,,, ;ö;i;iläil'a;ä-.*1!i1.ltry1 ; öt*;v,üartensalaeruqs .Si::.,910: es jedoch keine Alternativen zu dem

, : :. besteuerten verhalten oder.sind die vermeidungskosten wesentlichiöher 4{ aieplguerbelastyng, dänn i1t die,Maßnahme' 
: .' lil?äilä;ää ö",iä ,,a ;i;i;{iii,sy*iaiie und lelbqt'wenn eile vermeidqrng dst umwertberastung

. , 
.,, ,mögligh ist, r.on r""n ail märginalen Vermeidüngskoilqn-ron Fall zu'Fall sö''itark differiiieru:daß die Bestimmung des

, , . - , optimalen Tar!-fverlaufs meist nichtl;iÄ;ili;;ogliqh ist,.sönciät'1ur..'dür-ll ein'allmähliches"Einkreisen'der

lenkungswirks'inen steuerbelastunga. Der umweltstzuergJ;;;b* ä"4.;r;" i1;ht 
nur die ökologischen Prämissen

,., .,.' sorgf?iltig analysieren, sondern auch die ökonomischen Steuenriikyneen ail aln,YgnrreidlnBlkosten vergleichen'

umweltrerevante ierhalten rsi auer Jtl-ue;;t ;; ilß e,ine Grenzerzwiiöheri einer umweltschädlichen und daher

: ,r ., ,,,stederwürdig.ä;ä"ir"iä;;.;;"ur."-"irgar.r".itNo*ttg {e1'umwellsüter 
gezqgen werden muß66' Diese
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cr"*ri.t*u äun unr,äna'iiuir,voriri"iü#;; rr,I"rirtäii" uoigenommen werden. Dab"i -ürr"nl'uu.rr äiä ibig.n':i[f'.'",,'--'' '

;;ü*inü;i;;v"h;1,.**!'"rü"si1'äieüu911egtiiismi.ryr1u31gen'werden. Ny:";f*$y:qt:1:_",y_9{dj."f,1*i.,;.,,, .
''durüesi*erte 

Vörhaltdn durch'äinnoch s'chädliclieiö!änderesYerhaltbn ersetztwird. Ein in dieSemsinire aussäge$ä$idQr,r . ' . .
.' Risikovergleich ist riui'im'wtiliiän'dr'üma;iöffaen'KostenjNützdn-Analyse6? inöglich. Zw.a1känir das Göneralziel'. ', r .

umweltsJhutz zunächsi zui Zietbiestirryntiäg und'späteren Erfolgskontrolle in.verschiedene lJnlerziele, 9t{a,: ;

Abfatlver-"idung, Gewässerreinhaflgng,iS.iqr.our.ängghonung, Emisslonsreduktiol. äyfseft31.9t1 rySldi": .fii :.iliüöö;;_;iil;ib*ui;üä;11.ii;'}ü1{i.'!i4.;ü!il1T ar'**itiiJry:-ry::.'::::l*::ul^**-Y:iq ,,,
, 'durcir-äie 

aifriättunn roeänanniör.d ko-Btto,üeifl: Verfolgf öiner Methöde, mit der möglicfili uinfasstind verguch! wjrd"

. alle Umwötteinwirküngi-n.'einel,üerträtips zg pitagiliän.:Nurlio lassen sich Vor- und Na.chteile-eingr beslimmten;a l l e U m w e l I e I n w l r K u r g c I I . g l I I 9 s l Y 9 l u i u l g u J Z u u l l i l l . | 9 r E l l . . l l g l . D v r g o J w r r

Verhaltensle
' 

ir,rr)rotiri)niroitr, o;ii"äia;1"4;;J;sicherter'rairuöt"nuuri, irhoht die 'Anroid;runr"ry9n die ,.
nontrffit"h,".il;; ö;rir"g.bers;b.l- trot air,Fnirht, sich iu vergewissern, ob-die erwarteten-IJmweltwirkungenj '::

.intr.t"n. Umwätstöucrlicte Mbßiiah"men sind.dahet duich sraüdige Erfolgskontrollen zu begleiten6l, Diese,l"

Briolgrtöntrolle muß institutiorialisiä4 weiden, ötwa'indem die'umweltiteuerliche Lenkungsmaßnahme lunächst nur "

zeittich begrenit .i"ö;;"""d:;;i;;ä.ffi;ü;il;rr,"",r"ir. ".'ra"e"t, 
*i.o'."c .1uqo wichtig ist eine

Operationali-sierung durch die Formulierung von-Zielvorgaben schon bei Erlaß einer umweltsteuerlichen'Norm. Erst

;#ä;;ffi;;i:'*#. t.r"r-ti.;"'"ri;: d,.lili;i' ir,äs, o"i,a.' rrc"'*..r',richeumweltichutzinstrument seinen
il;t;;;;;;;äilt;;;;;ift;.;äd;;.ua'.il.'na;r,ibirä,g'pltic&r. Eine effrziente Errotgskontrolle mit.ständiger '

Nachbesserung ist unerläßlich, um eine Virewigung ökologisch unwirksamer, und deshalb rechtswidriger Durchbiechungen

des le is tungr füh igkr i t rp r inz ips luverh t ld : * . , ,  
:  :  , t . , , i  r - . i  .  .

, (4)Besründungspfliclrr: Ali fätgö-Aes-ümweltrechtlichen Informationsprinzips; abet uuth'i*'lftteresse äiner .
.prleicirierurie Oör gFrlienzkonnolle'ist:die:dusdäickliche Benennung des ökologischen LenJcungszwecks !m p9;9tz zu

fordern. Nur"sb bleiben Steüervergütrifigqlgin pdär'Mghrbelastungen für den Bürger transparent lpd.kliir=re1-f1s...enpett,'
a n d a s U m w e l t b Ä n r ß t s e i n v e r s t ä n d ö ' n w e i a 9 1 1 ' - . ' 1 i : . : : - ' , ' l . j ' ' , ^ ' ' ' . . . - ' ' ' . " , . . ;

'  5.1.5. ,  .  Der Interesiänkonf l ikt  zwischen umweltpol i t ischer Gestal tung und.dem.Bedürfnis nac.h

P l a n u n g s s i c h e r h e i t  
'  : : ' '

' 
Spunnungen erg'ebön siöh auth zwischen'der'umweltpolitischen Gestaltungsaufgabe urid dem'Interesse des

Steuerpflichtigen an rr*.ifi.i.; pi.""igsii.f"rfieii'wirtschaftliche Freiheiten könneri nur wahrgenommen uierden,

*"nn di, R..hlsordnung Verläßlichkeit gaiantiert; Vor allem Investitionen im Produktionsbereich müssen auf langfristiger

Basis getätigt werden, da sie meist-mit hohen, siih nur langsam amortisierenden Kosten verbunden sind. Wird einer

solchen Investition durch die übenaschende Einfühmng einer Umweltsteuer oder die umweltpolitische Umgestaltung

einer Steuer die wirtschaftliche Basis öntzogen, weil sich die Ertragserwartungen nicht mehr realisieren lassen, dann

sind sowohl das Rechtsstaatsprinzip als auch die Freiheiisrechte tangiert?2. Mangelnde Planungssicherheit lähmt die

Wirtschaft, schreckt ausländische Investoren ab und wirkt sich folglich auch lesamtwirtschaftlich nachteilig aus. -

Gerade Länder im Umbruch wie Kroatien mögen verlockt sein, Industrien anzusiedeln, die höhen Umweltstandards

anderswo zu entfliehen versuchen, Der verständliche Wunsch nach Arbeitsplätzen.darf aber nicht dazu führen, daß sich

langfristig unerwünschte lndustrien ansiedeln, Deshalb muß frühzeitig ein Konzepi ent'"'rickelt werden, das einerseits die

quatitat Jer Umwelt als Standortfakto/3 auch für die Zukunft sichert, andererseits für investitionsbereite'Unternehmen

Pianungssicherheit garantiert?a, Hier bietet sich insbesondere eine fri.ihzeitige Ankündigung von Ökosteuem mit langsam

ansteigindenTs Steuirsätzen an. Eine solche frühzeitige, dann aber auch verbindliche Anktindigung 1on ],t1w-et-ts1e1ern
kann iicht nur Verhauen sich.ern, sondem steigert auch die Lenkungseffizienz. Wird das umweltschädliche Verhalten

von Beginn an mit einer hohen Steuer belastet, so fehlt die für die normintendierte Investition in neue Umwelttechniken

erfordeiliche Liquidität76. Dagegen ermöglicht die verbindliche Ankündigurig vott Utnweltsteuern für die Zukunft'die

Freisetzung von innovationrpÄrirr.n, ohne das für diese Investitionen erforderliche Kapital bereits anzugreifen. Bei der

Entscheidung über neue Investitionen können die in Aussicht gestellten Lenkungsmaßnahmen von Anfang an einkalkuliert

werden.

Das Gebot der Planungssicherheit sollte den Gesetzgeber femer zu einem sorgsamen Umgang mit der strukturellen

Ungewißheit der am Vorsorgeprinzip ausgerichteten Umweltsteuermaßnahmen ermahnen. Je unsicherer die ökologischen
prämissen sind, auf den.n Jib U-*.ltsteuergesetzgebun$ aufbaut, desto größer ist das Bedürfiris nach Revisibilität und

Anpassungsfühigkeit an neue Erkenntnisse. Einer permanenten Veränderung der Öko-Lenkungsnormen, insbesondere

einem Abbau ökologisch motivierter Steuervergünstigungen kann aber das rechtsstaatliche Vertrauensschutzprinzip

entgegenstehedT. Aüch wenn sich die Lenkungsnorm wegen Inefüzienz als unverhältnismäßig oder gleichheitswidrig

herausstellt, ist dem Gesetzgeber dann die Reaktion auf die neuen Erkenntnisse verwehrt, soweit hiervon individuelle

Vertrauenspositionen betroflen werden. Die Entstehung schutzwürdiger Vertrauenspositionen kann,zeitlich begrenzt

werden, *"nr, öko-Steuervergünstigungen,.wie.bereits zur Institutionalisierung der Erfolgskontroile vorgeschlagen,

zunächst nur befristet einceführt werden?8
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5.2. Die Verwendun g d es Umweltsteueraufkommens

Begriff-snotwendig werfen Umweltsteuern ein Steueraufkommen ab. Eine Steuer, die so konzipiert ist, daß sie

erdrosselnd wirkt und daher kein Aufkommen erzeugt, verfehlt das Definitionsmerkmal der Einkünfteerzielung' Allerdings

ist das öko-Steueraufkommen nicht konstant, sondern muß bei lenkungswirksamer Gestaltung der Steuer im Laufe der

Zeit in dern Maße abnehmen, wie es zu der beabsichtigten Verhaltensänderung kommt. Bleibt das Steueraufkommen

hingegen unverändert hoch, so ist dies ein sicheres Zeichen, daß von der Steuer keine Lenkungswirkung ausgeht, zumindest

dann wenn das Ziel Verringerung des Schadstoffausstoßes lautet?e. Umweltsteuern, die der oben b.eschriebenen

Geeignetheitsprüfung standha'lten, sipd daher nicht geeignet, in großem Umfang andere Steuem zu substituieren8o ' Sie

könn-en'das System äer klassischen Einkommens- und Verbrauchsteuern immer nur ergänzeri

Ein sehr konhoverses Thema der deutschen Umweltsteuerdebatte ist in diesem Zusammenhang die Frage einer

zweckgetbundenen Verwendung des (JmweltsteuerauJkommens,Zwar dienen Steuern qua definitionem der Finanzierung

des aligemeinen staatlichen frnanzbedarfs, dennoch steht einer Zweckbindung des Steueraufkommens für bestimmte

Stütsaufgaben na.ch deutschem Recht nichts entgegen8r . ln erster, Linie werden zwei Verwendungsmöglichkeiten diskutiert'

Teils wird gefordert, das Umweltsteueraufkommen zweckgebunden dem Umweltschutz zuzuführen82. Weitaus häufiger

wird aber die Rückführung des Steuerertrags an die belasteten Unternehmen und Konsumenten zur Bedingung einer

ökologisierung des Steuerrechts gemacht, entweder durch Senkung der lohnabhängigen Steuern oder durch eine

Reduzierung der in Deutschland sehr hohen Lohnnebenkosten. 
-

Gegen eine Zweckbindung für den Umweltschutz wird regelmäßig vorgebracht, sie belordere die Entstehung von

Schatteni'aushalten, die der parlamentarischen Konholle entzogen sind, und verhindere einen effizienten Einsatz der

Mittel* . Eine so pauschale Rblehnung jeglicher Zweckbindung fiir den Umweltschutz scheint mir j edoch zu weit gegriffen'

Ein vorteil der 2weckbindung ist, aun-.r das Umweltschutzargument gegen politischen Mißbrauch immunisiert. In

Deutschland erfreut sich das Uiiweltargument nämlich mittlenveile einiger Beliebtheit, wem es darum geht, allgemeinen

Steuererhöhungen größere Akzeptanz in der Bevölkerung zu verschaffenu. Der umweltpolitische Zweckdes Öko-Argu-

ments läuft G;f"h; yerloren zu gehen'und zum Zweck besserer politischer Verträglichkeit zu degenerieren' Das

Umweltargument verlöre an Atnaktivität, wenh das Umweltsteueraufl<ommen nicht frei verfügbar wär1, so1f91 für

Umweltschutzbelange eingesetzt werden müßte85. Ineflizienzen könnten vermieden werddn, indem die Zweckbindung

großzügig ausgestaltet und nicht auf konkrete UmweltschuEbereiche beschränkt wird.

Was die Rückführung des Steueraufkommens an Untemehmen"und Konsumenten angeht, so ist man-sich einig,

daß bei dem hohen deutschen Steuerniveau Umweltsteuern nur aufkolfimensneuffal eingeführt werden dürfenE6. Deshalb

müs'sen gleichzeitig mit der Einführung von umweltsteuem an anderer Stelle $teuern gesenkt werden' Indes werden

häufig zu hohe Erwartungen in die als ,,doppelte Dividende". bezeichneten positiven Nebenwirkungen einer solchen

Rückführung des Stzuerirfkornrrn. ges'eüil. Neten deJ i,eisted niyidgnd!", dem Umweltsctrlg;,yir{]fs ,,z1v.eite

bi"iJJ.:: Jin" eunu"qhrng des Standorts und Belebung des fubeitsmarktes ery.aqtet, wenn der Produktiondfaktor Arbeit

durch die Senkung der lohnabhäneig.n.fort.n u;tlliä-*üts; Ürirwe$t1uern, gerade.En6rgie''und'Emissionsteuern

belasten die Industrie jedoch unteÄÄieatich stark. Dies-ist die gewolltelglgg d.T umwelrechtlichen Lenkungszwecks.

Da aber eine Senkunjvon Sleuern oder Lohnnebenkosten nur eiritreitlich ünd nicht branchenabhängig realisiert ryerden

kann, bleibt es für seht energieintensive Produktionszweige auch bäi aufkommensneutraler Ausgestaltung bei starken

Zusatzlasten äurch die Einführung von Umweltsteuernse. Der hierdurch hervorgerufene Abwanderungsdruck gefiihrdet

unweigerlich Arbeitsilätze. .

r ,  t  ! _ .  l ^ - - f ^ ^ l - ^ ;  Q * ^ ' . a s v a n l r fr " . o. rjmweltelemente im.deutschen Steuerrecht'.
l f . l  1 ' . , ' ' ' ' j " '

' . ' ' l. . ' .
- Der deutsche Steuergesetzgeber experimentiert bereits ieit einiger Zeit mit der Integration ökologischer

,,j,. . - r.nkuoerr*";[e im Steuen-echt, Dabei sind bisher in erste; Liniete!.]fr,:lttpt."de Steuern ökologjsgh umg:y-idT"t

, il;il"gtStntergrund gegeben. Zur Einführung nön neuartigcn Steuem mit ökologischcm Hauptzwcck ist cs indessen
: 

bisher nur-verei*.tt uuf t ämmunaler Ebene gekommen. ' ' :.
l . : . .
i  ' : :  l
i ! :  -  - , - , r ' - " . . , .
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Dn-Johanna Hey

Fragwüfdig ist ferner dii be rcits seit 199 I geltende Steuerbefre iung für Elektroautoss . Diese Steuervergünstigung

ist ein paädeueis-piet für ökologischen Aktiohismus. Fundierte Aussagen über die Umwelrverträglichke it von Elektroautos

können nämlich derzeit ilG;;ff*;;;;;".'ök*gitun".n,'in dil oer.zur. stromerzeugunf a* elektrischen Anhiebs

erforderliche Energieeinsatz eb-enso einbezogen werdei müßte wie die iikologischen Auswirkunlen der Batterieentsorgung,

.-ir,i.t." 
"l"trino."rrotzdem 

ist der Gesetzgeber tätig geworäen.-Der vollständige Auifall eines Risikovergleichs macht

dieSteuerbefreiungrechtswidrig' .

Insgesamt betrachtei hat das Bündel der beschriebenen Lenkrmgsmaßnahmen trotz einiger Unstimmigkeiten mit

duru g"füirt, daß sich der Anteil söhadstoffreduzierter Fahrzeuge sowohl iin Hinblick auf die Neuzulassungen als auch

im Hinblick auf den Gesamtbestand deutlich erhöht.hatro; Zum Geliirgen'heigetragen haJ, daß zum Zeitpunkt der

Einführung der ökologischen Lenkunlsnofinen im Jahre I 986 diö gelorderte Technik zur Schadstoffreduzierung bereits

in Serienreife entwickelt war. Die steuerlichen Maßnahmen haben die schnelle Ausbreitung der neuen Technik gefordertro' '

Der Lenkungserfolg läuft jedoch Gefahr abzuflachen. Dieb liegt zum einen daran, daß den Regelungen im Laufe der Zeit

die notwendige Klarheit abhanden gekommen ist, zum anderen daß die Steueisatzdifferenzienrngen zu gerin! sind, um

echte Lenkungsimpulse zu setzenio2. Hier ist der Gesetzgeber zur Nachbesserung aufgefordert. Problematisch ist in

diesem Zusammenhang auch, daß der Gesetzgeber keine konketen Zielvorgaben gemactrt-hat, in welcher Weise durch

die neuerliche umgestaitung im Jahre 1997 dei Fahneugbestand beeinflußt werdön sollr0l . In Ermangelung einer solchen

Zielvorgabe, die sich anh"nä der Zulassungsdaten sehr iinfach überprüfen ließe, wird eine Erfolgskonholle mit etwaigen

KorrektureninderSteuergästaltungerschwertlu.

Wie die Krailfahrzeugsteuer wird auch die Mineralotsteuer mittierweile ümwelpolitisch interpretiertt05 ' Von ihren

Steuerwirkungen her ist die Mineralölsteuer eine zusätzliche Verbrauchsteuer nsbe-n au Up191t:T-.: 11 
Unterschiec

zur Umsatzsteuer wird aber hptz einzelner Steuerbefreiungen für den produktiven Einsatz ($$ 4,.12 MinöStG) auch der

gewerbliche Verbräuch belasLt. Da anders als bei der Üm-satzst.o"i k"in.Vorsteuerabzug.vorgesehen-ist, kann die

il4ineralölsteuer, soweit sie nicht abgewälzt werden kann, vöniin'.r Ste.rtt aufden Endverbrauch in eine die Unternehmen

belastende produktionsmi*;i;ä;;ilr'"t tug.i'ou.g.rt.uärt wiränichi da; Rohöl selbst, bondärn die hieraus hergestellten

Treib-, Heiz- und Schmierstofi'e. Neben ölprodukten unterliegen auch.Erd- und Flüssiggas'der Mineralölsteuer' Die

Erfassung fossiler Brennstoffe b[eibt allerdings unvollständig" da Kohle nicht"best'euert w]rdlo?,

Dio ökologische Dimension der Mineralölsteuer kahn bereits darin geSehen werden, daß sie den Verbrauch von

Brenn- und Treibstoffen grundsätzlich verteuertrg!. . Danöben enthält die- Mineralölsteuer aber auch

steuersatzdifferenzierungen, welche die Entscheidung zwistben einzelnen Treibstoffen bedinflussen. So _wjrd-verbleites
Benzin mit l,08.DM p- Lit.r, unverbleites Benzin mit 0,98 DM pro'Liter'und Diesel mit'0,62 DM pro Liter besteuert'
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Diese Steuersatzdifferenzierungen sowie die Steuervergünstigung für Biokaftstoffer0e werden ebenfalls umweltpolitisch

interpretierttro .

. Als ökologisch sehr sinnvoll und wirksam hat sich die Steuersatzdifferenzierung zwischen verbleitem und

unverbleitem Binzin erwiesen. Diese war im Zusammerispiel mit den Lenkungsmaßnahmen im Bereich der

Kraftfahrzeugsteuer so erfolgreich, daß verbleites Benzin nicht mehr nachgefragt wird. Die Zapßäulen an den Tankstellen

wurden entfemt.

Umweltpolitisch kontraproduktiv wirkt indessen die deutliche steuerliche.Begünstigung von Dieselkraftstoffenrrr '

Die Steuerbeg;:instigung wurde ursprünglich mit dem höheren Wirfüngsgrad von Dieseltreibstoffen und einer angeblich

.geringeren Umwelibelastung begründet. Bereits scit Jahren r1t.je.ao-g!r..Uekaqnf, daß dje bei der.Dieselverbrennung

.äntstÄenden Rußpartikel kanzerogen wirken, daß ferner hohe Sch*efeldioxidwerte zur Entstehung von Saurem Regen

U.itug;nt't Rtleidings handelt es sich bei der Mineralölsteuerbegi.insiigung.vol Dieselkraftstoffen gar nicht. um eine

umweltpolitisch motivierte Regelung, sondern allein um eine Begünstigung des gewerblichen Verkehrs ohne jeglichen

ökologischen.Hintergrund, so daß jede umweltpolitische Interpretation von vomherein fehlschlagen muß. In eben dieser

Weise ist auch die Steuervergünstigung von Bio-Kraftstoffen, so paradox dies zunächst klingen mag, nicht ökologisch

begründbar, sondern als Agraisubventiön einzuordnentrr . Die Energie efftziet:u.von meist unter hohem Flächenveibrauch

und d.r Einsatz schädlicher Düngerstoffe anlebauten Biokraftstoffes ist so'gering, daß sich die Begünstigung vom

umweltpolitischen Standpunkr aus nicttt rechtfertigen läßt. Dies läßt sich anhand von bereits existierenden Öko-Bilanzen

recht eindeutig belegentra. Die Begünstigung von Bio-Kraftstoffen ist also wiederum ein Beispiel fehlenden

Risikovergleichs. Ferner wird deutlich, wie wichtig im Interesse der Rechtsklarheit das oben aufgestellte Postulat der

Begründungspflicht ist. Wäre der mit dpr Steuervergünstigung verfolgte Lenkungszweck - dies gilt übrigens auch für die

zahlenmaß[ sehr viel bedeutsamere Begünstigung von Diesellaaftstoffen - ausdrücklich angesprochen worden, so diente

dies nicht nur der Subventionsklarheit, sondern auch der Vereirifachung der Rechtmäßigkeitskontrolle. Denn nur so

uiurae deutlich, daß hier gar nicht der umweltrechtliche Maßstab anzulegen ist, sondern vielmehr gefragt werden muß,

ob es eine Rechtfertigungfür arbeitsmarkt- und wettbewerbspolitische Fördermaßnahmen gibt, die zudem so stark sein

müßte, daß sie die umweltpolitischen Bedenken zu zerqtreuen in der Lage istrrr.

t , i . ,  ' .  
t  .  -

' : 1  .  . '  ,
, ' { i '  ,  .
;  . i : ; i  : .  : .  !
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7.1. Realitltrg.idöfttänücksiölüngbn für Umweltschurzverqflllhtungen: :;..,, 
"' ' ' , . ' . . 9 ' . ' ' . F ' 1 ; ; : . - , : j . . ; . ' . . , Y ' : .

EinE Schnit tstel lä zwischen'Umweltor inungrr""ht und Steuerrecht bi ldet diej .Bi lanzierung vqn

Umweltschutzverbindlibhkeiten. Aufgabe deqSdeuenechts ist es, umweltordnungsrechtliche Verpflichtungen durch die
fri.ihzeitige Bildung vori Rückstellungön für ungewisse.Verbindlichkeitenr?r realitätsgerecht abzubilden.-Seirr angreifbar
ist in diesem Zusammenhang die Rechtspi'echung des Bundesfinanzhofes, des obersten deütschen Finanzgerichts, dei im
Unterschied zur Rückstellung für ungewisie'privat-rechtlichö Verbindlichkeiten für öffentlich-rechtliche Verbindlichkeiten
das zusätzliche Kriterium der,,hinreichenilen KoirkrLtisierung" aufgestellt hai. Danach ioll:die Rüqkstellung im Regelfall'
nur dann zulässig sein, wenn die Handlungspflicht bereits durch eine behördliche Verfügung konkretisiert wurde oder
sich aus dem Gesetz ein sachlich und zeitlich bestimmter Handlungsbefehl ergibtr22. Derartige Hürden für die Bildung
von Rückstellungen gefrihrden die frühzeitige Beseitigung von Umweltlasten auf freiwilliger Basis. Der Ordnungspflichtige
wird stait dessen abwarten, bis die Umweltbehörde ihn per Bescheid zur Beseitigung auffordert. So ist es nicht ndr ein
Gebot des objekt iven Nettoprinzips, sondern auch eines effekt iven Umweltschutzes, die einschlägieen
Bi lanzierungsvorschri f ten'des Einkommensteuerrechts in der Weise auszulegen, daß Rückstel lungen f t i r
Umweltschutzverpflichtungen bereits dann zulässig sind, wenn nach objektiv nachvollziehbaren Kriterien eine öffentlich-
rechtl iche Umweltschutzverpfl ichtung bejaht werden kannr 23 .

, l,z.geaingte Eignung von Öko-sonderabschreibungen '

.  Ein klassisches Lenkungsmittel  im Bereich der Gewinnsteuern ist  die Einführung von
Sonderabschreibungstatbeständen; um den Steuerpflichtigen zur Investition in bestimmte Wirtschaftsgüter zu verleiten.
Durch die steuerliche Begünstigung sollen ivirtschaftlich unrentable Investitionen attraktiver gemacht werden. Der deutsche
Gesetzgeber hat Sonderabschreibungen in der Vcrgangenheit auch als.Miitel der Umweltschutzfiirderung eingesetztr2a.

. Aus juristischer Sicht begegnen in den Einkommensteuertatbestand eingebaute Sonderabschreibungen aufgrund
ihrer degressiven Wirkung jed.och erheblichen Bedenken. Die Durchbrechung des objektiven Nettoprinzips mag sich
noch aufgrund,des mit der Sonderabschreibung geforderten öffentlichen Umweltschutzinteresse rechtfertigen lassen'
Dieses bildet aber keine Rechtfertigung dafür, daß die Bezieher hoher Einkominen von Sonderabschreibungen stärker
profitieren als Steuerpflichtige mit niedrigem Einkommensteuet'saE. Dies ist ein Verstoß gegen das Gebot der gleichmäßigen
Anwendung des progressiven. Einkbmmeniteuertarifsr2t. Der exzessive Gebrauch des Steuerrechts zur
Wirtschaftsbubventionierung belastet zudem die systematische Struktur des Steuerrechtsr26.

Hinzu kommt, daß aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht die Effizienz von Sonderabschreibungen bezweifelt
wirdt27. Sonderabschreibungen belasten als indirekte Subventionenr2s den Staatshaushalt in gleicher Weise wie direkte
Subventionen, können aber weniger gezielt eingesetzt werden und haben einen starken Streueffekt. Lenkungswirkung
können Sonderabschreibungen ohnehin nur entfalten, wenn sie auf freiwillige Umweltschutzinvestitionen beschränkt
werden. Erfassen sie hingegen auch Umweltschutzinvestitionen, die bereits aufgrund ordnungsrechtlicher Vorschriften
erbracht werden müssen, so reduziert sich dic Wirkung auf die reine Subventionsgervährungr2e. Zudem werden. durch
Sonderabschreibungen unterschiedslos unrentable und rentable Umweltschutzinvestitionen subventioniert, also auch
solche Investitionen, die auch ohne die Möglichkeit der Sonderabschreibung vorgenommen worden wären. Derartige
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,,Mitnahmeeffekte,,sind unausweichlichrr0. Nicht zuletzt aus Gründen der subventionsklarheit sollte daher die Einführung

direkter Subventionstatbestände der indirekten Subvention durch Sonderabschreibungen vorgezogen werden'

7.3. Abschaffung v.on Steuervergünstigungen des geltenden St9uerrechts mit ökologisch

kontraProduktiver Wirkung

Das deutsche steuerrecht ist durchsetzt mii ö\ologiscir kontraproduktiven steuervergünstigungstatbeständen,

beispielhaft genannt seien die Steuerfreiheit für Flugb6nzinlsr, die massive Begünstigung der emissionsintensiven

Landlvirtschaftrrr, die Steuörvergünstigungen zugunste;.von Motbrsportvereinenr!!. Dies wirft die Frage auf, welchen

Sinn es macht, aur"r, holelMin"eralollteriern.die-umeiziehung des Bürgers vom Autofahrer zum Nutzer öffentlicher

Verkehrsmittel zu betreiben und gleichzeitig Motopsportölubs zu begtinstiggn. Die Antrvort liegt auf der Hand' Bevor mit

viei Autva'cl u,,a our rosien aäi svt,"*tän"it ,6.r steuerr.echts niue uÄweltsteuein geschaffen werden, sollten daher

zunächst aile nicht am Leistuugsf,dhigkcitsprinzii ausgeri.ht.t.n Regclungenrta, die das utnwcltscltutzziel geftihrdcn,

beseitigt werden. Di" A;;;äif""tf 
"o? 

S,"".*.rg,ir,t,igungg", yl*! dem Umweltschutz zuwiderlaufenden, erfordert

einen deutlich geringeren. neöi-tfertigungruuföana 
-ats 

li" pinftitttung ökologischer Lenkungszwecke, die das

Leistungsfdhigkeitsprinzrp durchbrechen) Bii Oer Abschaffuhg von umweltfeindlichen Steuervergünstigungen müssen

nämlich lediglich die wiier-sgeitenaen Sozialzwecke, etwa Ar$eismarktpolitik gegen umweltschutzpolitik, gegeneinander

abgewogen werden. t<'on?t;tcte-mit dem leistur-rgsftihigkeitsprinzip- treten. nicht aüf.'Eine solche ,,Reinigung" des

Steuersystems dient ̂ J.- 
"i.rrrrrui.d.m'u,ow.itr.nuä, 

tondrtn gleichzeitig einer konsequenteren Anwendung des

Leistungpfätr igtei tspr inäpr, . :e.u.tr  dic Ein{ l ihrung neuer Steuervergünst ig 'ungen muß von vornherein am

Unrrveltschutzzweck genlessen werden.

8. ZukunftsPersPektlüen

8.t. önotögische Umiafzstöuerdifferenzigruirgen
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.  . . .  . : -
Auch die Feststellung, eine ökologische Umsatzsteuer sei standortverträglich, weil sie nicht die Unteriehmen,

sondern nur di. ronru.ätin i.i*", ,o"fi i;;.r iläi,ä, tr r.age g"st.ttt wörden. Zwar ist das zenhale Gestaltuirgsprinzip

;;;;;ä;;;;;; u6..i"ffi;'ilJä' Jt.""ir"i '"i a.n"pivaten Endverbraucher. Voraussetzung q.für' daß die

ii."", n", a.n piivaten Konsumenien belastet, ist aber immer, daß die Überwälzung erfolgreich-ist. Kann die umsatzste.uer

nicht in Form höherer preise weitergegeben wbrden, so schmälert sie in ihren wirkungen als zusätzliche untemehmensjeuer

den Unternehmensgewinn' I '
. .

Schließlich ist. eine breit angelegte Ökologisierung der Umsatzsteuer auch aus PraktikabilitätseesichtsDunkten

abzulehnen. Die Einordnung des gesamten w.aren- und Dienstleir*gr*gJoo i. "".rt3tologischer 
lüittigL.it wiirde

die Finanzverwaltung überfordern. Abgrcnzungsprobleme wären yorprogrammlert' . . :. ' ' ' 
: 

i.:' '

. :

Äus volkswirtschaftlicher Sicht wird Steuern, welche die Umweltschädigung direkt erfassen, der Vorzug gegebenrsT '

Deshalb sind Emissionsteuern. aus umweltökonomischer Perspektive Endproduktsteuein eindeutig überlegen'

ilil;;.,;;h ri"J riJr, mit der Gefahr noch sbhädlicherer Ausweichbewegungen behaftet' Sie sind unmittelbar auf

Emissionsreduktion anlelegt und regön - bei richtiger Ausgestaltung von Bemessungsgrundlager18 und Tarif ; zu

Innovationsp-ror"rr.n und a"t Investition in bessere Techniken an. . , . ,
So vorteilhaft Emiisionsteuern aus'umweltökonomischer Sicht sein mögen, so problematisch sind sie aus

wirtschaftspolitscfrer unJ recfriii.ft.tSii*..Aus verfassungsrechtlicher Sicht^bereitet tl:ttt.t !t:ig 
agrfu;sle:"|T:Tl

der lenkunssnotwendisen Belastung und dem fr'eiheitsrechtlichen Übermaßverbot Schwierigkeiten. Selbst bei genlg:n

nir U.ronaärr energieintensive Industrien zu schwerwiegenden Substanzsteuereffekten, die inSteuersätzen kommt " :::"Tl",T-T;,"Tt"f:::1',il:*"i[ä:lr"T,; ffiffi;ä;'d;;;;'den eigentumsrechtlich geschützten'Unternehmenssiamm- einlreifeil3e. Sie TinC:l !ies: 
U.n

Aufgabe der produktionäd., zum Alwandern ins Ausland. oü das Umweltsöhutz;iel der Emissionsvbrringerung derart

schwerwiegende Eigentumseingriffe, die übrigeris in ihren wirkungen im'Einzelfall dulchaus die Qualität eines

ordnungsrechtlicheh Verbots anierrmen können; tatsächlich rechtfertigt, ist angesichts der unter Klimaforschern sehr

umstrittenenAuswirkungenderTreibhatrSgaseaufdasWeltklima|a0schwerzubeurteilen

Die politischen Enischeidungsträger zeigen sich - weit mehr als über die eigentumsrecr,ttlrt 
" 

Problematik - über

die wirtschaftspolitischen Auswirkungen einer Emissionsteuer besorgt. vor allem eine im nationalen Alleingang eingeführte

Emissionsteuer könnte verheer€nde Auswirkungen für den Industriestandort entfalten und zahllose Arbeitsplätze

vernichtenror.  Die Steuer würde zudem uu. l i  ihr.n umweltpol i t ischen Lenkungszweck verfehlen, wenn die

umweltverschmutzung lediglich ins Ausland verlagert würdera2. beshalb werden Emissionsteuern in Deutschland nur

.noch unter dem vorbehalt einer EU-weiten Einführung diskutiertra3. Realistisch betrachtet könnte abör auch ein

konzertiertes Vorgehen innerhalb der EU die Standortproblematik nicht lösen, sondern allenfalls abmildern'. Einen

wirksamen Schutz vor dem Verlust von nationalen Arbeitsplätzen böte nur eine weltweite Einführung. Dem.Problem

kann auch durch eine aufkommensneutrale Ausgestaltung von Emissionsteuern nur teilweise begegnet werden, weil

Aufkommensneutralität gesamtwirtschaftlich zulerstehen istraa. Zwar ist auch eine unmittelbare Rückvergüfung des

irJirio""l u"zahlten Emiisionsteuerbehages rein theoretisch denkbar, hierdurch würde aber die Lenkungseffizienz zunichte

gemachtrar. Eher geeignet Äind gestaffelt-e Steuefsätze zur Begünstigung des produktiven Energieverbrauchs, wie si-e-in

Jinig.n skandinavischin LändeÄ mit Emissionsteuein anzutre ffen sind'*. Freilich nimmt man auf diese weise ebenfalls

eine Minderung der Lenkungseffizienz in Kauf. Auch ergeben sich Konflikte mit dem allgemeinen Gleichheitssatz,

wenn bei gleicher ökologischlr Steuerwürdigkeit unterschiedliche Steuersätze zur Anwendung gebracht werden' Diese

Ungleichbehandlung ließe sich aber im Interesse der Arbeitsplatzsicherung mit wettbewerbspolitischen Motiven

rechtfertigen.

Dr. Johanna Hey

8.3. Umbau der Grundsteuer in eine Flächennufzungsteuer

Die Grundsteuer ist die einzige herkömmliche Fiskalzwecksteuer, die unmittelbar an ein Umweltmedium, nämlich

an Grund und Boden, anknüpft. Gieichwohl ist die Grundsteuer keine Umweltsteuer, da sie keinen umwelpolitischen

Lenkungszweck verfolgt. Um so erstaunlicher ist es, daß das Umweltschutzpotential der Grundsteuer in der deutschen

öko-stzuerdiskussion erst ganz'allmählich wahrgenommen wirdra?. Dabei käme eine umweltpolitische Neugestaltung

der Grundsteuer nicht nur dem Umweltschutz zugft, sondern könnte mit einem Schlag auch eine ganze Reihe gravierender

Mängelra8 der Grundsteuer in ihrer jetzigen Erscheinungsform lösen'

Obwohl die Grundsteuer als Gemeindesteuer ein unverzichtbares Standbein kornmunaler Finanzautonomie darstellt'

ist sie wegen ihrer Substanzsteuerwirkung in die Kritik geratenrae. Ursache dieser Kritik ist, daß die Grundsteuer als
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Söllertragsteuer auf Grundstücks- und Gebäudewert'erhoben wird..Besteuert.werd'en also nicht tatSächliche
Grundstückserträge, sondern die Ertragsfiihigkeit, der Soll-Ertragr5o. Die Grundsteuör nimmt mithin weder Rücksicht
auf die tatsächliche Ertragssituation des Grundstücks, noch stellt sie eine Beziehung zu der'wirtschaftlichen und
persönlichen Leistungsfühigkeit der Grundstückseigentümer her. Ihre Rechtfertigung wird daher oft allein in ihrer
fiskalischen Ergiebigkeit gesuchtr5r . Ein Gerechtigkeitskiterium ist dies freilich nicht, wirft doch jede Steuer, ob gerecht

. oder ungerecht,.ein Au{kommen ab. Auch äquivalenztheoretische Rechtfertigungsmodelle stoßen sehr schnell an'ihre
Grenzen, weil lich kein überzeugender Konnex zwischen dem Besitz von Grund und Boden und der Inanspruchnahme
kommunaler Leistungen herstellen ldlJtr12.

. dem Lenkungsziel, Grund und Boden sparsuner zu nutzen. Der am Verursacherlirinzip ausgerichtete Umweltschutzgedanke
karin dem Aquivalenzprinzip als Rechtfertigungsgrundlage der Grundsteuer einen neuen Inhalt geben. Die Grundsteuer
wird dann nicht mehr als Aquivalent der Inanspruchnahme kommunaler Infrastrukturangebote, sondem als Aquivalent
der Inanspruchnahme fokaler Unrweltgüter interpretiert. Als konkrete Umweltschutzziele können die Verhinderung von
Zersiedelung (Schutz von Flora urrd Fauna) und die Sichirung der Grundwasserversorgung:durch den Verzicht auf
großflächige Versiegelungen angegeben werden. Der Erholungswert der Landschaft, ein Faktor der mit steigender
Verstädterung immer mehr an Bedeutung gewinnt, bleibt erhalten. Dieses umwelpolitische ZieL muß gerade fiir Länder
wie Kroatien mit großem touristischem Potential eine wichtige Rolle spielen. Allerdings kann eine bloße umweltpolitische
Neuinterpretation der Grundsteuer diese Ziele nicht erreichen, sondern muß in einer grundlegenden Umgestaltung der

Bemessungsgrundlage Niederschlag finden. Derzeit wirkt die Grundsteuer nämlich umweltpolitisch kontraproduktiv.

" Da die Steuer an die Sollertragsftihigkeit des Grundstücks anknüpft, ist der Grundbesitzer zu einer maximalen
Flächenausnutzung angehaltenr5r, denn für unbebaute Grundstücke, die keinen Ertrag abwerfen, wird die Grundsteuer
uirweigerlich zur Substanzsteuer, zwingt unter Umständen sogar zum Verkauf des Grundstücks.

sowohi aus umwelpolitischer als auch aus verwaltungstechnischer Sicht- ist das Konzept der sog. Flächennutzungsteuerr5s '

Mit der Flächennutzungsteuer wird das Ziel einer differenzierten Lenkung von Flächennutzungen verfolgt. Durch
unterschieclliche Steuersätze in Abhängigkeit zur Art und Intensität dcr Fläbhennutzung kann die Flächennutzungsteuer
einen Anreiz für umweltschonendere Nutzungen setzen, insbesondere für eine Einschränkung der Bodenversiegelung.
Das Umweltziel ist eine möglichst naturnahe Nutzung. Dieses Ziel wird erreicht, wenn die G4undstücke in verschiedene
Steuerklassen eingeteilt werden, die sich auf die bauplanungsrechtlichen Grundstücksnutzungen beziehen, Die Bezugnahme
auf.  das Bauplanungsrecht ermögl icht eine hinreichende Typisierung_unterschiedl ich umweltve-rträgl icher
Grundstücksnutzungen. Durch die Höhe der Steuerbelastung kann gezielt aufdie Nutzungsentscheidung Einfluß genommen

werden. So könneh etwa naturbelassene Flächen (2.B. Naturschutzgebiete) gering bestöuert oddr ganz freigestellt werden,
. ,.wäihtend besoqdeis umyeltschädliche Nutzungen z.B,.eine qtarkg Vi.rsiggeJung {9's $Pdstücla dirch höhere Besteuerung

,, i"rtri".i.;;;r;"r.-D.S *"it.r.n kann einl Konzentration der g"tlunl,auf.äen.innerstädiischön Bereich erreicht
*"'ö-i"Jem äi. e"ur""ig-"""-c-"Jriti.r.";u"n.irti ru uon ortrbt uftrn-iiohöt beiteuert wird. Yeitere Abstutungen

. 'sind a.nkU*ttu. Eine zur.Flächennutzungsteuer umgestaltete Grundst.U"r 9.1"i"ii"niittetUur an der Urriweltnutzung an,

-.' rö äan 
"r 

itr.i Ototogiichen-Wirksamtä keine Zweifel besteheri. Der durch spargamelgn Flächönvörbrauch erreichte

U-.*;fir"tt"t, f iögt uuf der Hand, weil sich die Böziehungen zwischen Bebauungläw. Veiiiegelung und Naturzeistörung
unstreitig nachweisen lassen. Auch sind schädlichere Ausweichmöglichkeiten kaum vorstellbar. Eine ökologische

' Grundsteuer wird somit in besonderer Weise dem Verhältnisrnäßigkeitsprinzip gerecht. :
:

,,.. :: Werden die Steuerklaisen in Abstimmurig mit demQauplanungsrech.t gewählt, s-o'regt die Steuer nicht nur zu

einem sparsamen Flächenverbrauch an, sondern leistet gleichziitig einen Beitrag zu einer geo'rdneten städtebaulichen
. Entwicklung. Freilich ist die Grundsteuer auch als Flächennutzungsteubr keine am Leistungsfühigkeitsprinzip ausgerichtete

I . Steuer. Aufgrund der Abhängigkeit'zwischen Ist-Erhag und Bodönnutzung können Substanzsteuereffekte aber eher

vermidden werden als unter der Grundsteuer herkömmlichen Typs..
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Ausfiihrliche Darstellnng:de, Vo.s.niage;lugl. BT-Oruct<s. l3ß555; ferner spezibll zur Energieqleu.et BJ;Qrugklt !:1' ,

6 0 7 0 , S . 2 f i . ; B T 1 D r u c k s , | 3 | T 5 o ; B T 1 D r y 9 ! s . | 3 t 7 8 9 s ' S ' 3 6 . : .
In der Landtaeiwahl irr Sachsen.Anhalt am 26. April t998 eneichten die Partei Bündnis '90/DIE CRÜNEN, die dott

il; ö;;:ilä;';;.-öö ;;iiüä;;'l;äiii"i e.uldet hatte, nicht einmar mehr di: P' g.l,linzug in das,'
parlament erforderlichen 5%. Dieser Einbruch in der Wählergunst wurde iri erster Linie auf die S-DM-Forderung

BT-Drucks. l3l3231; S. 6 ff.; vgl, hieran auch die Erläuterungen von R. Schmidt, Das Modell der sPD einer

ökologischen Steueneform, SruW tSSZ, S. 70 ff. uncl dic Ankündigung der SPD fiir den Fall eines Regiemngswechsels,

in eine ökologische Steuenefomi äinzusieigen, o.V., Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 293 vom 17.12'1997, S' l7 und

o.V., Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 53 vom 4.3.1998, S. l7'
Vgl. die Zielvorstellungen dcr CDU-Umweltministerin in einem kürzlich crarbeiteten umweltpolitischen

SJhwerpunkgrogrurr;r, in dem übrigens neben der Frage dör Energiebesteuerung auch die Idee der handelbaren

Verschmqtzungszcrtifikate neu belebi wurde, vgl. b.V., Frankfrrrter Ällgemeinc Zeirung vom 29' 4' 1998' S' l'

Trotz verschicdener Srudien herrscht immm noch Uneinigkcit über die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von Cor-/

Energiesteuern. Während das Deutschc Institut fiir Wirtschaftsforschung @IW), Ökosteuer - Sackgasse oder

Könilsweg?, Berlin 1994, positive Auswirkungen für die Wirtschaft, insbcsondcre für den Arbeitsmarkt erwartet (vgl'

aber die Kritik an den Prämissen der DlW-Untersuchung bci D. Cansiet', Wie lassen sich CO;/Energiesteuern

gesamtwirtschaftlich vertretbar ausgestalten, BB 1998, S. lZ;, Uezurctrtcn etwa H,-Il. Arndt, Energiesteuer und

Grundrechte, ZRp 1996, S. 176, 178, und L. Fischer, bie Hypotttese der,,doppelten Dividende" sogenannter Ökosteuern,

in: Festschrift für W. Ritter, Köln 1997, S. 343 ff.; /ers., Einige Anmerkungen zu Klimaschutzabgaben, insbesondere zum

Energie-/Cor-steuervorschiag der Europäischen CemeinschaÄ, lStR 1993, S. 201,203 ff., zumindest für energieintensive

Industriezweige fatale Auswirkungen. di. Strdi. von O. H. Jakob.s/ Ch. Spengel/A. Il'ünsche, Veränderung der Steuer-

unJ nUgrU.niclastung auf Uritemihmensebcne durch cine ökologische Steuerreform. Eine cmpirische Studie fiir die

Umweltsteuervorschlägc der Europäischen Gemeinschaften, der SPD und des B.U.N.D', Baden-Baden 1997, legt nahe'

daß sich pauschalierende Aussagcn nicht trcffen lassen, da dic Auswirkungen sich nach Unternehmensbereichen deutlich

trnterscheiden.
M. Kloepfer,Umweltrecht, München 1989, $ 4 Rz. 150 ff.
Vgl. ct'wa M, Kloepfer,UÄweltschutz durch Abgaben, DÖV 1975, S.593 ff.; Öko-Steuem. Umrveltsteuern und -abgaben

in der Diskussion, hrsg. von H. G..Nutzinger und A. lahrnt, Karlsruhe 1989; I/. Miiller-Wtt, Öko-Steuem als neues

tnsirument in äer Umielpolitik,.Ifo-Studien zur Umwcltökonomie, Band 10, München 1989, f/. Förster, Öko-steuern

als Instrument derUmwcltpolitik?, Köln 1990; Umweltschutz durch Abgdben und Steuem, Tagungsband zum 7' Trierer

Kolfoquium zum Umwett- undTechnikrecht.vom 22.bis24. Septcmber 1991, UTR Bd. 16, hrsg' von R. Breuer u'a',

Hcideiberg 1992; B, Hansjürgens,Umweltabgaben im Steuersystem. Zu den Möglichkeiten der Einführung von

Umweltabgaben in das Steuei- uncl Abgabeniystem der Bundesrepublik Deutschland, Baden-Baden 1992; Umweltschutz

im Abgaben- und Steuenecht, Tagungs-band zur Jahrestagung der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft'e.V' am 3'9'

una +.g.tgSZ, DSTJG Bd. 15, hrs[. von P. Kirchhof, Köln 1993; Deutsches Institutfiir lhrtschaftsforschung,

Wirtschaftliche Auswirkungen eiier ökologischen Steuencform, Gutachten im Auftrag von Greenpeace, Berlin 1994: G'

Bauer,Die Steuer als Instrumcnt im Umwcltschutz, Diss. Augsburg 1994'
Eine Übersichtgibt z. B. E Balmes, Verfassungsmäßigkeit und rechtliche Systematisierung von Umweltsteuern, Diss'

Köln 1997,  S,  28.
M. Kloepfer,UmVeltrccht, München, 1989, $ 4 V. 196; R. Hendler, Umweltabgaben und Steuerstaatsdoktrin, AöR Band

115 (19öb), S.578 ff.; M. Rodi,Umweltsteuern. Das Steuerrecht als Instrument des Umrveltschutzes, Baden-Baden

745



Etfahrungen mit Umweltabgaben in Deutschland - Perspektiven und rechtliche Grenzen -

1993, S. 18; G. Klinge/B. Maiwald, Umrveltproblematik aus dcr Sicht des Handwerks, HWR 1995/96, 5.77.
l0 Würde das Umweltordnungsrecht Grcnzwertc fordem, dcrcn Einhaltung technisch unmöglich ist, käme dies cinern - in

der Regcl unter Vcrhältnismäßigkcitsgesichtspunktcn nicht zu rcchtfcrtigenden - Vcrbot dcr Tätigkeit glcich.
1l L. Wicke, Umrveltökonomie, 3. Auflagc, Münchcn 1991, S. 176; K. Töpfer, Zur Funktion von Abgaben in dcr

Umweltpolitik, Sondervcrölfentlichung Nr. l7 dcs Finanzwisscnschaftlichen Forschungsinstituts an der Universität zu
Köln, Köln 1989, S.8 ff i sehr krit isch hierzu L. Fischer, Dic Hypothcsc dcr,,doppeltcn Dividcndc" sogcnanntcr
Ökostcucrn, in: Fcstschrift für W. Rittcr, Köln 1997, S.343,349.

12 Hierzu vgl. M. Rodi (Anrn. 9), S. I 9; C/r. Trzaskalik, Dcr instrumentellc Einsatz von Abgaben. Bemerkuugen zum
Entwurfeines Abfallabgabcngcsctzcs, StuW 1992, S. 135, 136/137.

13 Vgl. hierzu St. &rri lf i ,,,Crccn" Taxcs and Chargcs: Policy and Practise in Britain and Gcrmany, IFS-Studie, London 1995,
. S. l1 f.; K.-ff Hansneyer, Abgaben und stcucrlichc Instrumcntc in dcr Umwcltpolitik - Wirkungsweisc, Erfahrungen,

Möglichkeiten, ZN 1987, 5.251, 257.
14 F. Balmes (Anm; 8), S. 28.
l5 Rat cler Sachverstätrcligenfiir Untu,eltft'agerr, Umweltgutachtcn 1987, BT-Drucks. ll/1568 Tz. l52l ff.
l6 Eine bloflc Bctrachtrrng des Vcrhältnisscs zrvischcn Erhcbungsaufivand und Öko-Steucraufkommcn würde dcn

Bcsondcrhcitcn von Umrveltstcucrn als Lcnkungsabgabcn nicht gcrccht,
l7 Hicrunter wcrden ncbcn stcucrlichcn Instrumcnten, Umwcltgcbühren und Umweltsonderabgabcn in erster Linie

handclbarc Vcrschnrutzungszcrtifikate und dircktc Unrwcltsubvcntionen verstandcn, vgl. dic Auflistung bci J. Lang, in:
Tipke/Lang, Steuerrecht, 15. Auflagc, Köln 1996, $ 8 R.z.58.

l8 A. C. Pigou,The Economic of Welfare, l. Auflage, London 1990, unveränderterNachdruck 1964; vgl. hierzu A. Endres,
Die Pigou-Steuer, WiSt 1986, S. 407.

l9 The Use of Standards and Priccs for Protection of the Environment, Swedish Journal of Economis, Vol. 73 (1971),
S.42 ff. (dcutsche Übersctzung in: Urnwclt und wirtschaftl ichc Entwicklung, Darmstadt 1989, S. l69ff.).

20 M. Ktoepfer, Umweltrecht, Münchcn 1989, $ 4 Rz. 188; M. Wasmeiei, Umwcltabgabcn und Europarecht. Schranken dcs
staatlichen Handlungsspiclraums bei der Erhebung öffentlichcr Abgaben im Interesse des Umweltschutzes, München
1995 .  S .  13 .

2l 
' 

B. Hansjürgens, Umweltabgabcn im Steucrsystem. Zu den Möglichkeiten der Einftihrung von Umweltabgaben in das
Steuer- und Abgabensystcm der Bundesrcpublik Dcutschland, Baden-Baden 1992, S.87 ff.

22 Gutachten des wissenschaftlichen Beirats beim Bundcsministerium der Finan2en, Umweltsteuem aus
finanzwissenschaftlichcr Sicht, BMF Schriftenreihe Heft 63, Bonn 1997, S. l9; H. Förster, Öko-steuem als Instrument
der Umweltpolit ik?, Köln 1990, S. 3l G. Bauer Die Steuer als Instrumcnt im Umweltschutz, Diss. Augsburg 1994,

.  s .  1 6 5 .
23 Deshalb werden reinc Umweltfinanzierungsabgaben ohne Lenkungszweck in der Regel nicht zur Kategorie der

Umweltsteuem gerechnet, vgl. M. Rodi (Anm. 9), S.36; ä Balmes (Anm. 8), S. 13; anders F. Kirchhof,
'.1 Leistungsftihigkeit und Wirkungsrveisen von Umweltabgaben an ausgewählten Beispielen, UTR Bd. l6 (1992), S. l0l,

102 .  '  t

24 ' M. Kloepfer,Zum Crunclrccht auf Umweltschutz, Berlin 1978,5,22,27.

'. :. Konturen gefestigt, noch abschli.eßend de{iniert. In erster Linie werden Sonderabgaben als von einer von der
: Allgemeinhcit abgrcnzbarcn Gruppe aufgrund eincr bcsondercn Gruppenverantwortlichkcit crhobenc Abgaben
, ,: verstandcn, deren Aufkommcn wicderum gruppennüuig vcrwendet werdcn muß, Aus der Sicht des Gesetzgebers bestcht

. . :,- det Vorteil von Sonderabgaben darin, daß sie nicht der Steuerhoheit folgen, sondem der Sachkomp.etenz zugeordnet
. .werden.

26 Die Steuergesetzgebungskompetenz ergibt sich aus Art 105 GG, die Zuständigkeit für die GebührengeseEgebung aus der
',.. '  jeweil igen Saihkompetenz.

" -,t Eindringlich D. Birk,,,Vorteilsabschöpfung" durch Abgaben. Eine neue Kategorie nichtsteuerlicher Abgaben?,.in:
' ' ," 

Feitschrift fr ir W. Ritter, Köln 1997, S.41,46 ff. r I
2s Vgl. ctwa I/. W Kruse, in: Tipke/Kruse, AO, Kommentar, Loseblatt, $ 3 AO Tz' 15.
2e .' K. Yogel, in: Isensee/I(irchhoi Handbuch des Staatsrechts, Heidelberg 1p.90, Bd, IVt $ 87 R2.46 u. 99.
r0 ..' . W Peters, Von der Abwasserabgabe zu Kanalbaubeiträgen - Wic das Verursacherprinzip auf dem Weg zu privaten

. , Haushalten verlorengcht. Zur fehlendcn Lenkungswirkung der Abwasscrabgabe in ländlichcn Gemcinden, ZI<F 1997,
. S. 52,54; D. GoscÄ, Juristische Bcurteilung von Öko-Steuern, StuW 1994, S. 201,2!0 ff; K, Tipke, Die .

Steuerrechtsordnung, Köln 1993, S. 1068.
t' ,-... Vgl. hierzu H. Bats/A. Nölke, Volkswirtschaftliche Kosten und kgmmunde Gebühren - Ansätze für eine Neuorientierung

, - O.s Kommunalabgabenrechts, KSIZ 1990, S. 201; A Brückmanni,Möglichkeiten und Schwierigkeiten einer
, "i., Umweltorientierung der gemeindlichen Gebührenkalkulation, KSIZ 1991, S. l4l; A. Dahmen, Zur Inanspruchnahme bei

. . 'l , Oer Abfallgebühr, KSIZ 1987, S. 169; fi Zimmerinani, Ökologiich orientierte. kommuirale Cebühren - Überzogene
: .'.',", .Erwartungen und realistische Möglichkeiten, KSIZ iggt, S. 221; ' . . ; 

". '
r2 : r .,:'.;. So etwa den Vorschlag von L. Krömer anläßlich der Podiumsdiskussion der Jahrestagung dcr. DSTJG am 3. und 4. 9.

l,l
' 3 5

, : i
. t 7

3 E

:, 1992, vgl. G. Morgenthaler, Umwgltschuf2 im Abgaben- und Steuerrecht. Resümee, DSÜG Bd. 15 (1993), S. 197, 199.
: . . .  J .  L a n g , i n :  T i p k e / L a n g , S t e u e n c c h t , K ö l n  1 9 9 6 ,  $ 4  R z .  8 l  f f . ,  . , , ' ,  : .' ' . F, Neumärk, Grundsätze gerechter und ökonbmischer Steuerpolitik, Tübingen 1970, S.261 ff.
: . " . .Vg l : d i eK r i t i kbe iK ,T ipke ,D ieS teue r rech tso rdnung ,Kö ln l993 , . s ' 7 l 3 f f . : ' . ,
i'i' Grundlegend K. Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Köln 1993, S. 356 ff. , '
' , - ' . :  J . L a n g , i n : T i p k e / L a n g , S t e u e n c c h t , K ö l n 1 9 9 6 , $ 4 R 2 .  1 0 3 . '  . , .  , ' , i l - _ . . - . . .
:;l Deshalb lehnen z. B, J. Stenger, Das Steuenecht als Instrument dgs Umweltschutzes, Möglichkeiten und Grenzen eines

',i 
;,.,,Einsatzes des Steuerrechts.zur Er,füllung umweltpolitischer Ziele unter besonderer.Berücksichtigung des Grundsatzes der
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Besteuerung nach der wirtschaftliöhenüistungsfahigkeii, Diss. Frankturt a.M' u.a. 1995, S. 186 und H.:Y.,4f:!! 
-..^"

Encrqiesteuer und Grundrechte,.ZRP 1996, S.,i72, l-g t, aie Einführung von reinen Emissionsteuerir ab, Vgl. hieran auch

i ä*in"f,Verfassungsrechtlichä'Grenzen von Umwcltabgabcn, DSTJG Bd. l5 (1993), S.r3,23. :'

i;|: i, ip:kr,'oi. slir"eqhtsordnüng, Köln 1993, s.47tfr'
J. Lang,Entwurf einös Steuerges*zUuii,s, gMF Scirriftenreihe Heft 49, Bonn 1993, Rn, 749.

i,-itü,p"t i.irto"grfiihigke'itsprinzip ais Maßstab der Steuernormen, Habil' Köln 1983, Sj 194 ff.. ^ r .
Das problem der substanzs'teu.Ä irt also die schnittstelle zwischen leistungsf?ihigkeitsgerechter und freiheiJsschonender

Besteuenrng,
i. iiriir,Tie Hypothbse dei;,doppelten Dividende" sogenannter Ökosteuem, in: Festschrift für W Ritter, Köln 199.7,

s.343,  348/349.
Geseiz anrFortsetzung der Untömehmenssteueneform vom 29' 10. 1997, BGBI- 1997, S. 2590'

K. Tipke,Die Steuerreihtsordnung, Köln 1993, S. 928 f.
Nach ricitigem verständnis ist eii'progressiver Tarifverlaufkeine Frage einer Besteuerung nach der Leistungsftihigkeit.,

Die BesteuJrung nach der Lcistungs'fän'igkeit betrifft nur die Meßfunktion det Bemessungsgrundlage und wird etwa auch

il.h;";; ;öortionalen, ja sog-ar cinJn degressiven Steuertarif verwirklicht, solange dieser gleichmäßig auf alle

Besteuerungsgrundtagen ung.*unat wird. Dei progressive Tarifuerlauf beruht statt dessen auf der aus dem 
''

Sozialstaatsprinzip abgeteiteten Redistributionsidee, vgl. etwa P. Kirchhof, in: Kirchhof/Söhn, Einkommensteuergesetz,

Kommentar, Heidelberg, $ 2 Rn' A 602. :
ygl. J. Lang,Die Bemessungrj*ndlug. der Einkommensteucr. Rechtssystematische Grundlagen steuerlicher

tJistungsniligkeit im deutsctren E'inkommensteuenecht, Habil. Köln l98l/1988, S. 185 f.

Yil. J.Lang, in: Tipke[ang, Stcu'errecht, Köln 1996, $ 4 Rz. I 14; $ 9 Rz' 8l tr'at

19

50

5 l

J6

5 7

5 t

K, Tipke, Die Steuenechtsordnung, Köln 1993, S. 922 ff.

Freistellung eines Grundenergiebedürfrrisses über einen Vergütungsbehag möglich.

$$ 4, l2 Abs. 2 USIG.
Für eine grundsätzliche Umorientierung des traditionell kapitalorientierten Leistunes-fanlefce11leg4ff zur ."

KonsumlJishrngsfühigkeit plädiert J..Lang, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Köln 1996, $ 4 Rn. l97.ff.t' - '' .

;llä;;il;;üräir.i...tsichtiij.ung des Existenzminimums möglicherweise selbst bei indirekter Erhebüiig durch

6 l

oz

;;;ä-ij;iga*rr, Ot"f"gfsche Steuerreforin: Utopie odä reaästischJettÄativet, in: Steuersyiteme der Zukunft,

hrsg. von C. Krause-Junk, Birlin 1998, S.'279,286, i08. Kirchgässer spricht sich allerdings gegen eine Pro-Kopf-

RüJkzahlung aus, da diesc die Effizienz dcr Umweltsteuer stark beeinträchtige .

Zur ideengeichicirtlichen Herkugft'vgl. E ll/ieacker, Geschichrliche Wurzeln des Prinzips der verhältnismäßigen

Rechtsanwendung, in: Festschrift fiir R. Fischer, 1979, S. 867 ff.

Zu den Unterschieden der Verhältnismäßigkcitsprüfung im Rahmen von Gleichheits- und Freiheitsrechten uogltltlt^H

D. Jarass,Folgerungen aus der neueren Richtsprcchung des BVcrfC {iir die Prüfung von Verstößen gegen Art' 3 I GG'

Ein systematisches Konzept zur Feststellung unz.ulässiger Ungleichbehandlungen, NJW 1997, S.2545,2549: ,,Die durch

den ailgemeinen Gleichheitssatz gebotene Verhältnismäßigkeitsprüfung unterscheidet sich in einem Punkt von der

Verhält-nismäßigkcitspriifung bei den Freiheitsgnrndrcchtcn: Es geht nicht um die Verhälfnismäßigkeit der Belastung

sondem um dic der UngleiÄbehandlung. Am Zwcck der fraglichen Maßnahme ist nicht das Ausmaß der Belastung für

die Betroffcncn zu mcsscn, vielmehr das Ausmnß dcr ruterihiecllichen Belaslung clcr jewciligen Gruppen" 
' '

So dwr  f  8d l , ' . r  ( ^nm.  8 ) ,  S  l l J  r ' ,  l5e

S. oben 3.
Grundlegcnd hicrzu U. Di Fabio,Voraussctzungen und Grenzcn des umweltrcchttichcn Vorsorgeprinzips, in: Festschrift

für W. Ritter, Köln 1997, S. 807 ff.
Für einc präzisere Grenzziehung sprechen sich neuerdings einc Reihc von Autoren aus, vgl. etwa O' Kimminich'

Umweltschutz - Prüfstein fiir die Rechtsstaatlichkeit, 1987.
Vgl. hierzu auch J. Hey,Rechtliche Zulässigkeit von Umwcltabgaben unter dem Vorbehalt ihrer ökonomischen

w-lrksamkcit. Zuglcich Anmcrkqng zu Frank Raincr Balmes, Vcrfassungsmäßigkeit und rechtliche Systematisierung von

Umweltstcuern, StuW 1998, S. 32, 40 ff.
Die systematischc Äusschöpfungltt., angänglichcn Erkenntnisquellen wurdc in Art. 130 r Abs. 3 EGV für das

eu.opäische Umweltrecht sogar positiv-rechtlich geregelt.
Aus ähnlichen Gründen fordert K-II. Hansueyer, Umweltpolitische Ziele im Steuer- und Abgabenrecht aus

finanzwissenschaftlicher Sicht, UTR Bd. l6 aI992), S. tl, Zurtictnaltung; a.A. M. Rotli (Anm' 9), S.51, der aufgrund

dei Tatsache, daß sich Aussagen über die ökologischc Wirksamkeit in der Praxis in der Regel nicht auf gesicherte

Erkenntnisse stützen lassen, dem Gcsetzgeber einen besondcrs weiten Beurteilungsspielraum zugesteht.

Das Verfassungsgericht läßt dem Gesetzgeber allcrdings weitgehend freie Hand, solange er in einem :

,,Vertretbarkeitispielraum" agiert, vgl. BVerfG vom Ll. 1979, BVerfGE 50, S.290,334. Danach reichtcs au.s, wenn der

Gesetzgeber alle ihm zur Vemigung stehenden Erkenntnisquellen ausschöpft und noch weiter wenn die Einschätzung des

Gesetzlebers nicht eindeutig *iOrr-trgbu. oder offensichtlich fehlsam ist, so etwa BVerfG vom 18. 12. 1968' BVerfGE

24, 5.,67,410 ff.; BVerfG vom'14, 10. 1974, BVerfGE 40, S. 196, 223'
Cerade im tlinblick auf4ic dqrch Öko-steuerbelastungen ausgelöstcn Vorwärts-, Rück- und Querübenvälzungen dürfte

eine ex-ante Beurtcilung dcr Lcnkungseffrzienznahezu unmöglich sein. Dic Methodik dcs trial-and-error-Prozesses und

ihre Unsicherheiten beschreibt J. Stenger (Anm. 38), S. 135 fi.
U. Di Fabio, Voraussetarngen gnd Grenzen dcs umweltrechtlichen Vorsorgeprinzips, in: Festschrift für W Ritter' Köln

r997,  S.824 f f .
Gutachten des wissenschaftlichen Beirats bcim Bundesministerium der Finanzen, Umweltsteuem aus

finanzwissenschaftlicher Sicht, BMF Schriftenreihe Heft 63, Bonn 1997, S. l9120'
Kosten-Nutzen-Analyse als allgemeines Prinzip einer verantwortungsvollen Gesetzgebung, H. Hill, Einflihrung in die
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Cesetzgebüngslehre, Heidelberg 1982, S.75; spezicll {iir Umweltabgabcn, siehe K. Me$erschmidl, Umweltabgaben als
Rechtsproblem, Diss. TrierlBerlin 1986, S.63 f,; in diese Richtung auch.i. E Franke,Möglichkeiten des Steuenechts zur

Entwicklüng umweltverhäglicher Energie- und Verkehrstechnologien, StuW 1998, S. 25,
68 Hierzu "/. Walter, Zur Notwendigkeit einer integriertcn Politik der Zukunft, in: Festschrift fiir W. Ritter, Köln 1997,

s. 6t7, 626 f .
Leider läßt sich allgemein ein crhebliches Konholldefizit verzeichnen, selbst dort, wo eine Erfolgskontrolle ohne großen
Aufivand möglich wäre, ehva bei Fragen der Müll- oder Emissionsreduktion. Vgl. hierzu die Studie der OECD, Evaluat
ing Econornic Instruments for Environmental Policy, 1994.
So atrch S. E Franke, Möglichkeiten des Steuerrcchts zur Entwicklung umwcltverträglicher Energie- und
Verkehrstechnologien, StuW 1998, S,25,31, mit Hinweis auf die amerikanische Praxis der,,sunset-Cesetzgebung".

'Hierzu M, Kloepfer, Umweltrecht, München 1989, g 4 Rz. 150 ff, 
', 

r r ,.,t. :
Nach U. Di Fabio, Voraussetzungen und Grenzen des umweltrechtlichetVorsorgeprinzips, in: Festschrift.für W. Ritter,
Köln 1997, S. 835, stellt cinc strukturelle Erwartungsunsicherheit durch ein unruhiges, unberechenbares Umwelhecht
die Systemfunktion des Eigentums im Wirtschaftsbereich in Frage.
J. Klaus, Umweltszenarien als Einflußfaktoren dcr Standortentschcidung, in: Festschrift für A. Heigl; Berlin 1995, S. 63,

Nicht nachvollziehbar insofern Ch. Thaskalik, Dcr instrumcntcllc Einsatz von Abgaben. Bercrkung.n zum Entwurf
eines Abfallabgabengesetzcs, StuW 1992, S, 135, 138, der fcststellt, das Abgabenrecht brauchc andcrs als das
Ordnungsrecht nicht zwischen Neu- und Altanlagen zu differenzieren.
So auch der Vorschlag von,S. Bcclr, Wirtschaftliche Auswirkungen und rcchtlich-instirutionelle Aspekte einer
ökologischen Steuerreform, StuW 1995, 5.264,267, lemer G. BauetDie Steuer als Instrument im Umweltschutz, Diss.
Augsburg 1994, S. 164 f .; N. Steiner, Umwcltabgaben im Spannungsfeld von Politik, Wissenschaft und Verfassungsrecht,
StVj. 1992, S.205,219, gibt allerdings zu bcdenkcn, daß cine langsame stufenweise Einfiihrung die Lenkungswirkung
beeinträchtigcn könne, da Gewöhnungseffekten zu befi.irchten seien.
P. Flockennann, Stellenwert des Umwcltschutzcs im Rahmen der Steuerpolitik, DSTJC Bd, l5 (1993), 5.67,77; J. Lang,
Velwirklichung von Umweltschutzzwccken im Steucrrecht, DSTJG Bd. l5 (1993), S. 139.
So auch M. Rodi (Anm. 9), S.52; ähnlich Gutachten dcs wissenschaftl[chen Beints beim Bundcsministerium der
Finanzen, Umweltsteuem aus finanzwissenschaftlicher Sicht, BMF Schriftenreihe Heft 63, Bonn 1997, S.2l; K.
Metlerschmidt, Umweltabgaben als Rechtsproblem, Diss. Berlin 1986, S. l?2f.,der aber ein Fortgeltungsv'ertrauen
grundsätzlich aufgrund der crkcnnbarcn Rcvisibilität und dcs Maßnahmecharakters von Umweltabgaben vcmcinr.
Vgl, ehva die Bcfristung der Stcuerbcfrciungcn in $ 3 b Abs. I Satz I KraftStG n.F. DerHinwcis vonJ. Bunde, Öto-
Steuem. Modebcgriffoder Ausdruck ncuen Handlungsbedarfs?, in: W. Benkcrt/J, Bunde/B. Hansjürgens, Umweltpolitik
mit Öko-Steuern?,2. Auflage, Marburg 1991, S.23,67, auf dcn Mangel an Rechtssicherheit, den derartigc Regclungcn
erzeugen, überzcugf nicht, da dic Bcfristung gcradc cinc zumindcst zeitlich begrcnztc Planung sichcrstellcn soll und
hicrftir - wcnn auch bcfiistct - eindeutigc Planungsgrundlagcn schafft.
Der Ennvicklung des Stcueraufliommens kommt lediglich lndizfunktion für dG Lcnkungseflizienz zu.
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In_den ersten Jahren det Öko-Steuerdiskussion wurden Urnweltsteuem.zulUnrecht als mögliches zweites Standbein der
fiausträttsnnanzierung propagiert, vgl. A. Zahrnt anläßlich der Podiumjdiskussiori der Jahiestagung der DSTJG am 3,/4.
9.:1992, wiedergegeben bei G. Motgenthaler,llmweltschutz im Abgaben: und Steuenecht; Resümee; DSTJG Bd. l5

: - . . , . ,  ,  i l r  ' - r ' i  -  . 1  , , ,

83 
' 

BiHansiiirgens, Umweltabgaben inr Steuersystem. Zu dcn Möglichkeitad aei finfttrrungvon UmweltafgqUen in das S
':'y r Steuer- und Abgabensystem der Bundesrepublik Deutschlaiid, Baden:Baden.l!92, S.: 175i E Balmes (Anrn 8), S.127; J.

Läryg,lier Einbau'ümweltpolitischer Belange in däs.steuenecht, UTRBd.. l6 i1992), S.;!S, Ol; zurtirttaltenä:auchM.
Ro(i (Ann1 9), S. 59; S. .BacÄ, Wirtschaftliche Auswirkungen und rechtlich-institutionelle Aspekie eincr ökologisthen

. Steuerröform, StuW 1995, S. 264,274, dcr sich allerdings nur gegen bine ,,strenge Zweckbinäung:'äusspric.ht.'
84 Vgt,. etwa die um'fueltpolitisch begründete Erhöhung der Mineralölsteuer.durch das lricht dem Umweltschutz, son{em-der

Finanzierung dcs Aufbau Ost dienende Solidaritätsgesetz, aus jüngerer Zeit die Erhöhun'g der Kraftfabr2ertgsteuer'sowie

85 , Ahnlich R. heregge anläßlich der PodiumsdiskuSsion dcr Jahrestagung dal"pbua';ni'!.lq;:g. tgg,z,wiedöigeteben bei
' ' . ; , ' . ,G,lu{orsenthaler, Ümweltschutz im Abgaben. un{ fltguepöch! R;ülig;PqüG BCii!:l'(l9ga),.S, igZ, zoO; I: fisöiei;, .

.' - . . !i:ie:,h.T:tllTg.n zu.KlimaschuEabgaben, insbeiondere .4m -sergji:l.CO.,?;919;r{ryoryc.nlas der.Eurbpäischeg. , .
^ .

81' ' '.:,'r!*l Tl. Maunz, in: Maunz/DürigÄ{erzog/Sctrolz; GG-Kohäe'ntur, Stuna:.S!.. Lie,fe$lg, Okt. 1996, Münched, Art. 105

82" '. Z.B. R. Hendler, Umweltabgaben und Steuerstaatsdoküin, AöR ll5 (1990), S.577,583; K. Me\erschmidt,jU rnwe l tabgäbena l sRech tsp rob lem,D iss .Be r l i n l 986 ,S . l 83 '

" . nUötnnrurigrdes,'steueraufkommens.'Eine unäittelbare RUckfühnrbeide!:St'Crierauittirirmeus'erfüllt seinei Meiuune.
i' t ;nadli.nichr iiehr das Merkma! der Erhebung zur (endgültiggn):staatli;li;.d ni4q1{äenie!ü1,g, *.* uon vdinherein- ,
' ;nadlünichr melir das Mörkmäl der Erhebuns zur (endeültieen) staatlicliä-ri Sinkünftberzieiir"ns. \uenn von vdinherein

r e q G ! ä h ö , ' d a ß d ä s : Ä u f k o m m e n v o l l s t ä n d i g ; u d i c f < g a f ü h r t ; i r ä .  : . ' r ; ; ' l ' . . " ' . , .  : - -  ' ' :  
, ' , ' ' . ' :  . I '

(1993),  S.  197,  199.  '  1

, . '  , ' ]  .  .

86 I :; Etwäu. nbai (Anni. 9), s; .57: -1. Lans,Der Einbau um*eltnolitischiiSbtrinieliri äai Stäueirec-ht.,tnn Bd,-l'6 il992).' , ,
i : , . . : . : i " , . : ; , .s; . j i , ,71,, , ' ' ' . 'ooc}, 'Wirtschaf l icheÄüswirkuirginunatöci t t

: - ' . . ] ' . . . . . . . : ' .Stgt iörreform,Stuwl995'S.264,273.D.Cansier" 'Wie. ias:. .sensichCoä:7Eriergiebier i 'erngesamtrvir tsch
' . i . 8 u s g e s t a l t e n ' b B l y l ö ' . l i . , 7 ' / ' 7 y . l . ' ' . . '

, si ,.vdf:.t*" aqrritit:imSutachten des wissenschaftli.n.,i sri-t; b;im Biideir#ftiqqiiu.in'a.1Finanzen,Umweltlreuern
' , , ' . . . i :1 ; "us-no*au issen ichaf I i cherS ich t ,BMFSchr i fenre iheHef63,Bo: i997 '
. . 88 ';' ' 

' 
L.-Fiähör; Die Hypothese der ,,doppelten Dividende':. so*rnu*i.r 6. "iäüri": i;r i.ötsri,rin rü.w. niitöi'itltn issz; .t.

,,. ,.'' , '- Sii-+j, ssil r., auÄert iieuerdings unier dem Gesichispunü- opr Steuärääfid-itiöo's"a;titö" iegen "inä 
v-bttdäitaiÄ.t,

: , . , ' " . : p i J , l r . t r l - i i o ] i o o . . s t . ' , o " e l r { l z n m - m a n c , p ; . . , , . - i r r . t h : ; . p i i ; l . 6 i k . ' ; - . , r . l . q g . , . ; - ' ; i ' . A ; * ; ; : . . ' - * r r + ' ; . i . ; ' . l r i ^ I ' ' . ' : . '

-.:',t ,11,r



'' . 
- 

. ' 
nuih dör Neuregelung 665,60 DM {ällig. Die Steuerbelastung eines vergleichbaren schadstoffarinen Fahrzeugs blieb . 

'

hingegen konstant bei21l,20 DM, " . 
'  

,

I Kraftfahrzeugiieueränderungsgesetz 1997 vom l8. April 1997, UVR 1997, S. l85 fl und l25,ff.; ders.,Das
Krdftfahrzeugsteueränderungsgesefi 1997, BB 1998, S. 187 ff,; D. Zens, Gesetz zur stärkeren Berücksichtigung der

" . S c h a d s t o f f e m i s s i o n , e n b e i d e r B i s i e u e r u n g v o n P e r s o n e n k r a f t w a g e n , D S t z | 9 9 7 , S . 7 0 7 f f ' : . . . . : :
97 , Dabbi ist allerdings die Ökobilanz der sich aus der Stillegung und Entsorgung eines alten noch funktionsfähigen' 

Fahrzeuges + Herstellung eines neuen Fahrzeuges ergebenden Umweltbelastungen und delWeitemutzung des , . .''

" , Altfahrzeuges ungcklärt; ähnliche Bedenken meldet auch S. E Franke, Möglichkeiten des Steuenechts zur Entwicktung .
u m w e l w e r t r ä g l i c h c r E n e r g i e - . u n d V e r k e h r s t e c h n o l o g i e n , S h r W ' l 9 9 8 , S . 2 5 , ' 3 0 , a n ' l ' - ' - ;

9 8 . ' $ 3 d r r a m t ö ' ' ] 1 l l ' ; . j ' i . : - ' . , l - . ; i : ; i i : ] l l ] ] : :
gg . U..Trtebsweuer/A. FrankelR.-U, Spi4lerl',,ä,nsaEpunkte für eine ökologische Steuerreform": Überlegungen zum Abbau

umweltpolitisctr kontniproduktiver Einzelregelungen im deutschen Steüenecht, ifo Institut Heft 21, München 1994, S; 9l

100 U, Trlebsweuer/A. Franke/R.-Il-iprenger,,Änsaepunkte für eine ökologische Steuerreform": Überlegungeir zum Abbau
umweltpolitisch kontraproduktiverf,inzelregelungen im deutschen Steuerrecht, ifo Institut Heft 21, München 1994,
S, 85. Einen permanenten, in erster Linie allerdings durch die deutsche Wiedervereinigung bedingten Fahrzeugzuwachs
hatd ieSteuerhingegennichtverh indernkönnön,vgl .  l988gabes33.7MioFahrzeuge, . l997bel ie f  s ichder
Fahrzeugbestand, auf 48,4 Mio. Alterdings wird man,das umwelpolitische Ziel der Kraftfahrzeugsteuer wohl auch nicht
dahingehend verstehen können, daß die Neuanschaffung von Fahrzeugen verhindert werden soll, dazu ist die jährliche

Belastung zu gering, statt dessen leht es dem Gesetzgeber in erster Linie um die Durchsetzung schadstoffreduzierter
' Kraftfahrzeugtechnik,

l0l Die Kraftfahrzeugsteuer begegnct aber auch crheblichen Einwänden. Seit Jahrzehnten wird u.a. von den GRÜNEN
(Antrag der Bundestagsfraktion Btlt\IDMS '9OIDIE GRÜNEN zur Umlegung der Kfz-Steuer auf die Mineralölsteuer vom
25.g.lgg5,BT-Dn:cks. l3l242})ihreAbschaffungundUmlegungaufdieMineralölsteuergefordert,weil die
Kraftfahrzeugsteuer bei verhältnismäßig hohem Verwaltungsaufuand nur ein geringes Steueraufkommen abwirft, so auch
z.B, L, Schemmel, Reform der Kraftverkehrsbesteuerung, hrsg. von Karl-Bräuer-lnstitut des Bundes der Steuerzahler
e.V., Wiesbaden 1976, S.26 ff. Aus ökologischer Sicht wird moniert, daß die Kraftfahrzeugsteuer die Nutzungsintensität

' des besteuerten Fahrzeuges nicht reflektiere. Es ist daher zu überlegen, ob sich eine Kraftfahrzeugsteuer langfristig

. neben der Mineralölsteuer empfichlt Die Kraftfahrzeugsteuer setzt anders als die Mineralölsteuer stärkei an der
Anschaffirngsentscheidung an und begilnstigt'schadstoffarme Motortechniken. Die Mineralölsteuer hingegen kann den

. Schadstoffausstoß nur über die Menge des Kraftstoffverbrauchs beeinflussen kann. Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer
sind folglich in ihren Lenkungswirkungen nicht gleichzusetzen. Allerdings kann zumindest ein Teil der
Lenkungswirkungen der Kraftfahrzeugsteuer möglicherweise einfacher durch direkte Zuschüsse erreicht werden.
Denkbar wären Zuschüsse zur Urirrtlstung von Altfahrzeugen. Diese könnten durch einen höheren Mineralölsteuersatz
finanziert werden, der seinerseits zusätzliche Lenkungswirkung entfalten würde.

102 Zieifelan der Lenkungseffizienz des neuen Befreiungstatbestandes $ 3b KraftStG werden ferner im Hinblick dalauf .
geäußert, daß die zur.weitergehenden Emissionsreduktion erfordcrlichen Technologien weitgehend noch nicht vorhanden

' ] s i nd , vg | ,B 'S t tod tho lK ra f t f ahzeugs teuc r ,Kommen ta r ' ' 29 , ' L fg , ,Scp t , l 997 ,$3bRn .4 ; k r i t i s chauch^9 .EFraÄke ,
Möglichkeitcn dcs Steuerrechts zur Entwickiung umwelwerträglicher Energie- und Verkehrstechnologien, StuW 1998,
s .25 ,  30 .

103 Der Gesetzgeberhatwar inArt.6 Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 1997, BGBI. I, S,805,809;,,Die Auiwirkungen
dieses Gesetzes werden nach ciner Erfahrungszeit von fi.lnf Jahren durch die Bundesregierung überprüft.", eine ,
Überprüfung angeordnet, aber eben ohne dcn Maßstab näher zu bestimmcn.

104 Siehe oben 5.1.4.
105 Erstmals H. Haller,Die Steuern. Grundlagen eines rätionalen Systems öffentlicher Abgaben,3. Auflage, Tübingen 1972,

S.364 Fn. l0; ferner etwa D, Dickertmanr, Maßnahmen fiir dcn Umweltschutz im Rahmen des bestehendön
, Steuersystems. Eine Bestandsauftrbhme, in: K. Schmidt, Öffentliche Finanzen und Umweltpolitik, Bd. I, Berlin 1988,

S. 9!, 122; P. .G. Flockermann, Der Stellenwert des Umweltschutzes im Rahmen der Steuerpolitik, DSTJG Bd. l5 (1993),
S.67, 7l; K, Meferschmidt, Umweltabgaben als Rechtsproblem, Diss. Berlin 1986, S. 45, 173; ausfüfulich F Balmes 

'
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Rechtsgrundlage ist $ 5 Abs. I Satz I ESIG i.V'm. $ 249 Abs' I HGB'

ilä üäffi;;. i. i;;, böä.liidie , s. äzi' brH-Ü,t.n uo'" 26. t0. -ts77,BStBr II re78, s. eTilln:Y*eil
vom 20. 3. 1980, BSIBI It riSo, S. 297; BFH Urteil vorn 19. 5. 1983, qstBt'I 1983, 5.-670; BFH.vom 25' 8' 1989'

BStBl. II 1989, S. 893; BFH Urteil vom 12. .12. lggl,B-stBl II 1992, S.600; BFY-Urteilvo^ t?'.1:t9^?11'i91,11

iff,;.'",;;L il;;;.:;. 
-i""r"r,Recbtsprechung 

dö, n*arrnnanäoß zur K""k9:lriry!.rg.lllr:Y::1lt:rl::
;#äid;;ä, ilä;;;t'."e """ 

u-*.'rtr*rcn'unJ ur'"eltschuw'erpflic.!"tr1een, !,rt1l:on N:l"oie, ron te2a'

S , 2 1  f f .  ' :  . , : . ' ; ' 1 : - . . j "
So die wohl h.M. im Schrifttum, vgl. p. Bartels, iriickstellungen für ötrentliöh'rechtliche ^Umweli:Ch*zve.rl111tutr9en

t24 ;

( A n m . 8 ) , S . 2 2 9 f f '  ,  r . , r ^ ^ . \  o , i .  t r o
J. Lang,'Verwirklichung von Umweltschutzzwcckcn im Steuerrecht, DSTJG Bd' l5 (1993)' S' 115, 138'

Umweltpolitisch ist dic Nichterfassung von Kohlc nicht zu rcchtfe(igen, Vietmehr ist die steuerliche Privilegierung

insbesondere im Verhältnis zu der l9g9 (Gesetz v. 20.12,1988, BGBI" I, 5.2277) eingeführten Besteuerung des deutlich

weniger belastenden Erdgases ausschließlich als arbeits- und wettbewerbspolitische Maßnahme zur Abschirmung des

deutschen Steinkohlebergbaus zu sehcn.
So die Bcgründung frir die Erhöhung der Mincralölstcuer im Solidaritätsgesetz vom 24.6. 1991, BGBI' I, S' 1318'

$ 4 A b s . 2 N r .  l M i n ö S t G '
Etwa.E Balmes (Anm' 8), 5.235. : .
Die Besteuerung von Dieselkraftstoffen ist zunächst im Zusammenh1os- {t der Kraftfabrzeugsteuer zu sehen, die

Fahrzeuge mit Dieselmotoren höher besteucrt als vergleichbare Bcnzinfahrzeuge. Hierdurchtietet sich vor allem

Vielfahrim, insbesondere dem gewerblichen Verkchr, ein Anreiz für den Einsatz von Dieselfahrzeugen'

H. v. Lersner,DStJG Bd. l5 (1t92), S" 103, l l0; o'V,, FA'Z' Nr' 275, vom 26' l l '  1997' S' 275'

A.A. fl Balmes (Anm. 8), S. 197.
sehr aussagek räftig llim de Boom, Environmental and Energy Aspccts of Liquid Biofuels, centrum voor

energiebesparing, Delft 1993' S' 8.
Diese Frage müssen sich auch die ökologisch in höchstem Maßc konhaproduktiven und rein wettbewerbspolitisclt zu

üegrünC.n"Oen Steuerbefreiungcn firr die Luft- und-Binnenschiffahrt 15 4 Abs' I Nr. 3 und Nr' 4 MinöStG) gelallen

lassen.
Konkrete Vorschläge macht auch E Balntes (Anm. 8), S.251, der ohnc nähcrc Begründung eine Steuersatzerhöhung für

Benzin auf 2,- DM pro Liter noch als sozialvcrträglich einstuft'

Zu den Schwierigkeiten der Grenzzich ung J. Hey,iectrtliche Zulässigkeit von Umweltabgaben unter dem Vorbehalt ihrer

ökonomischcn Wirksankeit. Zuglcich Anmcrkung zu Frank Rainer Balmes, Verfassungsmäßigkeit und rechtliche

Systematisierung von Umweltstcucnr, StuW 1998, S' 32' 49'

Ur te i l  dcs BVerfG vom 7.  Mai  1998 -  2I lvR 1991,2004/95'
Die Kompetenz war noch vom Bundesvcrwaltungsgerichts, BVerwG vom 19. 8. 1994, DÖV 1995, S' l5l, bejaht worden'

g"g.n dier. Entscheidung richtete sich die Verfaisungsbeschwerde, dje dann schlicßlich zur Verwerfung der

Verpackungsteuern fi.ihrte. Sehr ausflihrlich zu der KJmpetenzfrage F. Balmes- (Anm' 8), S' 269-287' Vgl' femer etwall/'

Kluth,DieGrundrechtserheblichkeit kommunaler Abfallvermcidring durch Verpaclaingsteuem, DYBI' 1992, S' l26l'

l27l; W. KöcHM v. Schwanetrflügel, Abfallvermeidung durch komirunale Verpackungsabgaben, Taunusstein 1990' S' 47

ff.; M. Daunrke,Die Kompetenz äes Landesgesetzgebers zur Einfrihrung neuer Steuem' insbesondere von

Umweltschutzsteuem, DSIR 1992' S. 854.
Art. 105 Abs, 2a GC.
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i.iairf.r.Aff.";St iSSZ, S. 1095, ll02; R. M. Bdcker,Umweltecht Tß-*.9ilo!4echt?, 

in: Bilanzierung von

umweltlasten und umwetlihutzverpflichtungen, hrsg. von N. Herzig, Köln 1994; S' l, 9 ff., etwas höhere :

ilffi;ö:,lo.rü. irl"rz, umweltrisit.n in a..äundels- und st-eubrtilanz, psüG 
Pd. l5 (1913^l s' l{!, 175/176' "

$ ? d ESIC; $ 82 a ESTDV: Oi. nOra.*ng beschränh sich auf Wirtschlflsgüteq die vor dcm l; l' l99l angeschaft

wurden. ,
.125' : 'J. Stengär (Anm. 38), 5.282 ff' . "
126 .J. Lanl,inl fipteÄang, Steuenecht; 15' Auflage, Köln 1996' $ 19 Rz' 3'

lz7 , Grundsätzlich p"iiti; ri; i.-i iront r,Möglichkeiten des steuerrechts zur Entwicklung umwelhierträglicher Energie-

128 I Vgt. { Lang, in: Tipkeilang, Steuenecht, 15' Auflage, Köln 1996' $ 19 Rz'z 
' 

'

l2g , W. Benkert,staatliche Finanzhilfen zur Fördenrng dls Umweltschutzesi Natur &'Recht 1984, S' 132'.135'

130 J. steiser(Att":lii, i' izo n; M. Rodi 1enm. !;, s' 56' . ',, 
,.. .".:. . . , , 

'. .
1 3 1  . '  S i e h e A n m .  1 1 6 , '  '  '  '  

. !  .  . , ' - .  "  
1  r  1 "  . '  -

t32 . Die Landwirtschaft wird in Deutschland u.a. durph nrei6enege, 1E 13. Abii:i PSjg). Hd it:* an qiedrigeri , ' ,, I
tr': ' ;;ä;hfuil;i oii'nii*"n Gewinnermittlunq (!r! 1!,sic211eu31c!^$reufictt 

subventioniert" 
" 

'

.lli iTä1i"ffi;'.il:,i['Jfl;1,';f?;' ä*;l:,,ä:'foi*]; l]li,"i,ä.^ry.,r,4,"**, flir eine öko,oei:.h'r -, ̂
:'- .. ;"";;;ffi4 rililö;ä;il;-u'n;;xpÄii,r"r, 19"g"n'oqi*qyel ninleleqqrunggn im.!eu1s.qhe1 steuerrecht'

, . 
'ifo 

Initirut Heft 21,.München 1994, nicrrt [uiricrr'genqg zqischen aas t äistutlgsfiiblg{iitönrinzin durclrbre.chenden '.

. . , ;;;ö;tüsi.n *o "* 
objektiven oo.' ruuj.ttiu-.n rl-e1ofu_1fp aussenlhle-p1.1131:" *{ B:frerqsel yie etwa

I , 
, 

der ebzugsfähigkeit,der Aufir,endungen für Fahrten zwischcl wolns.iqTd +rbcllsrsl::_ -,_- : :: l
.135 , Sehr elaboriert-der vorlchlag von Ii. feil'Ättptr$en-Ötostiuex.Ranr4pnhe,linq3g"99,Ilfine ,wir$qm9-u4d- ' ( :

r umweliverbrauclisteuer, in: H.G. Nut ing;äi ä;;di*Ctcuim,lkrlsnrherlgSg, s. a+z m': G' Heidtnser' Öko'

Steuer: Einbau in die Mehrwertsteuer oder (wahlweise) Adaptierung ilÜ;;Ä;;li"^t Ot"-Slit11 9l-Z, l9t9'. .
' . ; . ; 3 ; f f . ' * - - ' " . . - . ' ' . . . ' - . : . ' ' ) ' ' - . . , ' . . : . i : _ - .

. . '  
, .  . .  . '  , '  .  

t  i . . ' t  .  , .  . , 4 .  . . . .  , r  , ,  . , . . ,  , . , . . ,  
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Ebenso J. Stengei(Anm. 38), S. 164; "/. Zang, Verwirklichung vdn Umweltschutzzwecken iT lt::T.-.h! 
DSTJG Bd' 15

fi993). S. t4l:*ders.. Der Einbau umweltpolitischer Belange in das Steuenecht, UTR Bd. l6 (1992), S..68. .

ö.iili*",*;iu nrsitreinlngsfoimen q'id y'5-,1nq'n19Lum.yeltabe.a{n aus ökonffilfn::,T11P,P.9}4,.1{; ', .
' 'tt'ss:j; 

t'jl: qi;'n nötitiä'ä cesamtrlrticüantictre ptrek19 ökoiromischer Instrumehtö'des umweltschutzös, in: H. l

, Wittcbns, Umweltschurz. Helausforderungen und Chancen für die Wirtschaft; Bonn 1990, Sj 146; K.'H. Hansln+gr/ H Kt

Schneider,lJmweltpolitik. Ihre Fortentwlcklung unter matktsteuernden Aspekien, Göttingen 1990, S. 69; s9 iry . ' , ,

. G r u n d s ä t z a u c h M : R o d t ( A n m j 9 ) ' S . l 3 6 1 , ' ' . . _
Emissionsieuem werderi ttaung .*tr als Energiesteuem bezeichnet. Eine allgemeine. Energiesteu*: oF. O;SSreryt1}n8

;;;h E";rgiehägem ist aber nicht wünschenlwert, wenn das vbnqngige Ziel die Verbesserung der Luftqüalität und die :

- V.iiiiArtr""f dJs TreiUhauseffeks'ist, und nicht die Ressöurcenschonung. Deshalb muß die Bemessung'sgrundlage

..irri*outlingig gcwahltlverden, was inäerPraxis allerdings nicht einfach ist, vgl. Gutachtön des wisseirschaftlichen:
. e.i.ät beim g;näÄmiiirrciu*'oit'Finanzen, Umweltsteuern-auö finanz*issenschaftlicher Sicht, BMF Schriftenreihe

r Heft'63; Bonn 1997, t.t6. 
'". ' : ' .  : ,.: ' i  " '  '11 ', . , , . r '  

'

: Siehe dic Kritik bci i.'-ä.'rl:^:ar,tlnrrgi.öt.u., und Crundrechte, ZRP 1996, S. 176, 178 ff. 
' 

l

ö., btreit dreht sich in qitei Linie um das Austriap des menschlichen Einflusses' €ine anthropogenen Mifverurgachung '

1 3 8

1 3 9' "  
140

gilt wohl als gesichert., '. 
, 
'

,:, l4l
E , l l t  W u l l l  4 l l  E s ö l v l l E r ! . ]  .  . i  . .

Eindringlich J. Wroltrr,Zur Notrrendigkeit einer integrierten Politik der Zukunft, in: Festschrift für W. Ritter, Köln 1997'

s. 617, 630 f, 
-

ügt. .t*r Gutachten des wissensthaftlichen Beirats beim Buldesmililerlul agr.Einanzen, Umweltsteuem au$ 
^ ,

finanzwissenschaftlicher Sicht, BMF Schriftönreihe Heft 63, Bonn 1997, S. 30. Die konkreten Auswirkungen auf den

Arbeitsmarkt sind jedoch sehr sheitig, vgl. diö Nachweise in Anm. 5.
Die EU hat allerdings ifrierseits ittre".rrien sehr ambitionierten Vorschläge (,,Vorschlag $r _ein9 Richtlinie des Rates zur

. Einführung einer StIuer auf Kohlendioxidemissionen und'Energie, Abl, Nr C 196 (1992), 
f. 

t) fi]r eing

gemeinsch-aftsweite Einfühnrhg von Co2lEnergiesteuem fallen lelassen und begnügt iich jetzt mit einer Harmonisierung

äer in den Mitgliedstaaten vorhandenen Steuem auf mit dem Automobilverkehr verbundene Emäsionen,.vgl. bereits den

;rü;klt;1,;ttd*;ü";i;gil.tp ilrh,it"t" a6-n.rcr zur Resn:ukturien:ng dör gemeinschaturechtlichen.'" r.: ' '

. . Rahmenvorschriftenfürdi."BesteuerungvonEnerlieerzeugnissen",KOM(9i30endg.voin 12.3. 1997.' ' ' .  - ' '  
'

J , S i e n g e r ( A i m . : 3 8 ) , S . l 8 9 . , ' ' ' . - . ' , . ' . ' , . : ' ' .
S,Fraike,ökonomischeundpolit ischeBeurteilunjvonÖko-Steuern,StuW1986,5..217,225' , , '

Zu denunterschiedlichen Gesialtungen.vgl. D. Caisier, Wie lassen sich CO2-lEnergiesteuern gesamtwirtschaftlich

u.rtr.ttui ausgestalten, BB 1998, S-.'U,78 ff'
Die umwelpolitische Relevanz des giltenden Grundsteuenechts erkennen etwa u. Triebswetter/A, Franke/R.'U.

Sprenger,,,Änsatzpunktc für eine ökologische Steueneform": Überlegungen zum Abbau umweltpolitisch

tlnt ö.oiuf.tiver'Einzelregelungen im deutschen Steuenecht, ifo Institut Heft 21, München 1994, S. 102 ff. Vorschläge

fär eine ökologische Grund-steueireform haben K. Bizer/A. Tluger, Die Steuerung der Bodenveriiegelung durch Abgaben'

Zeitschrift frir angewandte Uinweltforschung 1996, H.3, S. 379;W-D. Drcsdzol, Baulandsteuerund Bodenwertsteuer-

Ncue Pcrspektiven frir die Grundsteuer?, DSIZ 1994, S, 205
Hierzu R. Halaczlnsky, Grundsteuer-Kommentar, HernelBerlin 1990, Einf. Rz' 5 ff'

Ausführlich K. Ttpke, Die Steuenechtsordnung, Köln 1993, S, 812 ff.
Unbestritten, vgl. etwa Bulletin der Bundesrelierung Nr. g'l lgTl v.23. 6. 1971, S. 1032.

So z. B. die Regierungsbegründung, BT-Drucks. VII3Atg, S. 49, und kürzlich erst H. Moht/C. Dicken,Überlegungen zu

einer Reform der Grundsteuer, KSZ 1996, S.7, 8.
K. Tipke,Die Steuerrechtsordnung, Köln 1993, S.812 n Hieran auch F. Balke, in: Tipke/Lang, Steuen'echt, Köln 1996,

g l2 Rz. l8l. Hingegen trittJ. Ling,in: Tipke/Lang, Steuenechl, Köln 1996, $ 8 R2.44 für eine äquivalenztheoretische

i.echtfertigung ein, allerding, nu, unt.r dem Aspeki der Überlassung der Nutzung von Grund und Boden durch den Staat,

- also nicht als direkte Abgeltung für kommunale Infrastrukturmaßnahmen, vgl. außerdem J. Lang, Entwurf eines

Steuergesetzbuchs, BMF Schriftenreihe Heft 49, Bonn 1993, Rn. 761 ff.
D. Ewringmann, Umweltpolitische Auswirkungen staatlicher Steuerpolitik, in: U. PetschodE. Schmidt, Staatliche

Polit ik als Umweltzerstörung, Berlin 1990, S.25.
Einen kurzen überblick geben I/. Mohl/C. Dlcken, Überlegungen zu einer Reform der Grundsteuer, KSIZ I 996' S' 7 ff'

Dieses von K, Bizer, Von der Gnindsteuer zur Flächensteuer, in: D. Ewringmann, Ökologische Steuerreform: Steuem in

der Flächennutzung, Berlin 1995, S. 137 ff., entwickelte Konzept wurde in Zusammenarbeit mit J. Lang im Auftrag des

Bundesumweltamtes ausgearbeitet (UFOPLAN l0l 03 196, bishor unveröffentlicht); erwähnt wird die

Flächennutzungsteuer auch bei H, Mohl/C. Dicken,Überlegungen zu einer Reform der Grundsteuer, KSIZ 1996' S.7, l0/

l l
Vgl, die detaillierte Ausarbeitung iin UFOPLAN-Gutachtqn (Anm. 156).
Nach geltendem Grundsteuenecht sind die Gemeinden befugt über die Festsetzung eines Hebesatzes auf den'

Steuerertrag Einfluß zu nehmen (g$ 25,26 GrStG). Dieses Recht ist verfassungsrechtlich verbürgt, Art. 106 Abs. 6 S.2

GG.
In Dcutschland ist der Reformbedarf des Bewertungsrechts vor allem deshalb akut, rvcil das Bundesverfassungsgericht
im Jahre 1995 GVerfG vom22.6. 1995, BVerfGE 93, S. 12l ff. und 165 tr), die Bewerhrng von Grundstücken, die z.T,

von 30 Jahre alten Werten ausging und Grundvermögen gegenüber Kapitalvermögen deutlich begünstigte, für

verfassungswidrig erklärt hat, Da sich im Bereich der Grundsteuer jedoch keine Berührungspunkte mit der Bewertung

von Kapitalvermögen ergeben, wurde das alte Bewertungsrecht ($ 138 Abs. I BewG) vorerst beibehalten.
Die Wertermittlung ist außerdem deshalb angreifbar, weil sehr unterschiedliche Bewertungsverfahren zur Anwendung
gebracht werden. Zum einen unterscheidet sich die Bewertung land- und forstwirtschaftlich genutzten Grundvermögens

fGrundsteuer A) von sonstigem Grundbesitz (Grundsteuer B), zum anderen werden auch innerhalb der beiden Kategorien
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noch unterschiedliche verfahren zur Anwendung gebracht, die zu stark divergierenden Ergebnissen führen, Diese sind

sachlich nicht begründbar und führen daher zu erheblichen Gieichrheitsdefiziten führen. . '
Allerdings sprachlen sich K. Bizer/J. Lang imUFOPLAN-Gutachen hinsichtlich der Besteuerung innerstädtischer

Crunasttictce für eine stark typisierte Einüeziehung ertragsabhängiger Faktoren aus, vgl. Anm' 156, S' 69 f'
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